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Warnfried Dettling

Die CDU nach Mannheim
Wandel und Kontinuität

Der Mannheimer Parteitag vom 23. bis 25. 
Juni 1975 steht für Kontinuität und Wandel 
in der Geschichte der CDU. Nadi Mannheim 
ist die CDU eine neue, aber keine andere 
Partei als zuvor. Sie hat „auf

1

 die Herausfor-
derungen unserer Zeit neue und zukunftswei-
sende Antworten" ) gegeben. Nach Mannheim 
kann in der CDU Politik nicht mehr im Stil 
und nach dem Muster der Vergangenheit ge-
dacht und gemacht werden, können die poli-
tischen Gegner ihre Kritik nicht länger an 
einer CDU anbringen, die es so nicht mehr 
gibt.

Diese Einschätzung mag manchen Beobachter 
des Mannheimer Parteitages überraschen. Für 
ihn standen andere Ereignisse im Vorder-
grund, vor allem die Geschlossenheit der Par-
tei und deren fast einstimmiges Vertrauen für 
den Parteivorsitzenden und Kanzlerkandida-
ten der Union, Helmut Kohl. Für jede Partei 
erfüllen Parteitage immer unterschiedliche 
Funktionen zugleich, vor allem jene der In-
tegration, Motivation und Mobilisierung. Par-
teitage sind selten oder nie Orte der Innova-
tion; neue Ideen, die die Partei politisch und 
programmatisch bewegen, ein paar Schritte 

, nach vorne bringen, werden anderswo gebo-
ren. Das gilt für alle Parteien — auch das (Go-
desberg der SPD von 1959 macht da keine 
Ausnahme.
Aber ein Parteitag kann Entwicklungen bün-
deln, sie legitimieren, den Weg nach vorne 
offenhalten, die Partei insgesamt über jene 
Grenze führen, hinter die sie dann nicht mehr 
zurückfallen kann. In diesem Sinne brachte 
der Mannheimer Parteitag in der Tat Erneu-
erung und Wandel für die CDU. Wer dies 
zutreffend verstehen will, darf jedoch nicht 
auf jene beiden Tage in Mannheim und die 
dort einstimmig angenommene Mannheimer 
Erklärung blicken; er muß zugleich jene Ent-
wicklung berücksichtigen, die sich seit meh-
reren Jahren in der CDU ereignet hat und ins-
besondere mit den Namen Helmut Kohl, Kurt

1) Präambel der Mannheimer Erklärung; die Mann-
heimer Erklärung ist im Anhang zum Protokoll 
des 22. Bundesparteitages der CDU in Mannheim 
abgedruckt (Herausgeber: Christlich-demokratische 
Union Deutschlands, Bundesgeschäftsstelle, Bonn). 

H. Biedenkopf und Richard von Weizsäcker 
verbunden ist. Mannheim war weder Anfang 
noch Ende, sondern nur vorläufiger Höhepunkt 
einer Entwicklung, von deren weiteren Ver-
lauf nicht nur für die CDU einiges abhängen 
wird.

Legitimitätskrise der Parteien?
Eine Rückbesinnung der CDU auf ihre Grund-
sätze wie auf die Herausforderungen der Zu-
kunft war aus verschiedenen Gründen uner-
läßlich.
In fast allen demokratisch verfaßten west-
lichen Industriestaaten zeigen sich Symptome 
einer Legitimitätskrise des politischen Systems, 
die auf eine Krise der politischen Parteien ver-
weisen. Fragen sind aufgeworfen, die Ant-
wort bleibt offen:
— Sind die Parteien dem zunehmenden Pro-

blemdruck gewachsen?
— Sind sie noch sensibel und repräsentativ 

für die veränderte Bewußtseins- und Er-
wartungslage der Menschen?

— Reagieren sie angemessen auf Verände-
rungen der sozialen und internationalen 
Umwelt oder gleichen sie mehr und mehr 
Fossilien?

In Frage stehen Legitimität und Leistungs-
fähigkeit der politischen Parteien. Die Ant-
wort auf diese Frage entscheidet nicht nur 
über die Zukunft der Parteien, sondern der 
liberalen Demokratie schlechthin.
Zwei der vier deutschen Parteien — SPD und 
FDP — haben versucht, durch nach Zeit und 
Ort eindeutige programmatische Richtungsent-
scheidungen (Godesberger Programm der SPD 
von 1959 und Freiburger Thesen der F

2

DP von 
1971) neue Handlungsfreiheit zurückzugewin-
nen, auf äußeren Wandel durch eine interne 
Reorganisation ihres ideologischen Haushal-
tes zu reagieren. Diese Neuorientierung eröff-
nete jeweils neue Optionen in koalitionstech-
nischer wie in politischer Hinsicht. Inwieweit 
diese Neuorientierung geglückt, d. h. ver-
bindlich und dauerhaft ist, ist hier nicht das 
Thema ). Jedenfalls ermöglichte sie zunächst
2) Zur Situation in der SPD vgl. Warnfried Dett-
ling: Friedliche Koexistenz. Der Konflikt in der 
SPD, in: Sonde 2/75, S. 36 ff. 



die große und später die sozialliberal genannte 
Koalition: zweifellos die entscheidende Zäsur 
der deutschen Nachkriegsgeschichte.
Die anfangs unverkennbare Überraschung der 
CDU/CSU über den Verlust der Regierung 
wurde bald überlagert durch die Hoffnung 
auf einen raschen Regierungswechsel, der 
die alte Lage wiederhergestellt und eine 
grundsätzliche Standortbestimmung der Union 
erübrigt hätte. So unterblieb die kritische 
Analyse der Frage, wie es zum Wechsel 
von 1969 kam, was er bedeutete und was 
daraus für die Union erfolgte. Die CDU/CSU 
hat lange, noch bis in die jüngste Vergan-
genheit hinein, nicht erkannt, daß das Datum 
1969 mehr signalisierte als einen bloßen 
Regierungswechsel, nämlich eine grundsätz-
liche Veränderung der Ansprüche und Erwar-
tungen des Bürgers an die Politik. Der Erfolg 
der CDU/CSU — wirtschaftlicher Wiederauf-
bau, sozialer Friede. Stabilität der Demokra-
tie — führte dazu, daß diese Bedürfnisse als 
befriedigt in den Hintergrund des Bedürfnis-
horizontes der Menschen traten und sich neue 
Erwartungen und Sehnsüchte in den Vorder-
grund schoben, die SPD und FDP geschickt 
bündelten und artikulierten. Als die beiden 
anderen Parteien schon daran gingen, sich auf 
diese neue Lage einzustellen, hatte die Union 
— verklärt durch die melancholische Würde 
Kiesingers — noch als Kanzlerpartei regiert, 
ohne zu merken, daß die Grundlagen ihres 
Führungsanspruches zerbrachen: aktuell wie 
fundamental, politisch wie geistig.

Die Wende 1969

Die CDU hat sich in 20 Jahren zu einer mehr 
und mehr pragmatischen Partei entwickelt — 
eine Entwicklung übrigens, die bei den beiden 
Regierungsparteien SPD und FDP seit 1969 
ebenfalls zu beobachten ist. Die theoretische 
Grundlage und der moralische Anspruch ihrer 
Gründerjahre — Ahlener Programm und Düs-
seldorfer Leitsätze — traten in den Hinter-
grund, zugeschüttet durch die Nöte und Er-
folge des Tages. Bereits das Hamburger Pro-
gramm von 1953 war wenig mehr als eine auf 
die Wahlen zugeschnittene Erfolgsbilanz der 
ersten Regierung Adenauers. Danach ließ die 
erneute programmatische Selbstbesinnung bis 
1968 (Berliner Programm) auf sich warten. 
Im Unterschied zum Godesberger Programm 
und zu den Freiburger Thesen signalisierte das 
Berliner Programm jedoch keinen neuen Auf-
bruch der CDU, es blieb selbst in der Partei 
weitgehend unbekannt und erreichte auch nicht 
eine dem Godesberger Programm oder den 
Freiburger Thesen vergleichbare öffentlich-
keitswirksame Symbolkraft

Der Hamburger Parteitag (November 1973) 
brachte durch eine offene und intensive Dis-
kussion von vier zentralen gesellschaftspoli-
tischen Themen zwar Bewegung in und neues 
Interesse für die CDU; was aber fehlte, war 
der theoretische, ordnungspolitische Bezugs-
rahmen, der diese und andere Themen ver-
bunden und der Politik der CDU damit eine 
neue Perspektive gewiesen hätte. Dies genau 
leistet, knapp zwei Jahre später, die Mann-
heimer Erklärung. Der Parteitag in Hamburg 
hat dafür die Weichen gestellt und die Vor-
aussetzungen geschaffen.
Die Programmgeschichte der CDU zeichnet 
sich von den Anfängen bis heute durch eine 
beachtliche Kontinuität aus: kein Bruch, keine 
Kursänderung. Die CDU, so meinen viele, 
wartet noch immer auf ihr Godesberg. Braucht 
sie es überhaupt, wird sie es bekommen, ist es 
unvermeidlich? Dies ist eine offene Frage. 
Wenn der Versuch der 1973 gewählten Partei-
führung gelingt — und nach Mannheim spricht 
mehr dafür als dagegen —, wird sich die CDU 
als Partei erneuern; ohne ihre Identität zu ver-
lieren, wird sie Kontinuität im Wandel bewei-
sen.
Menschen, Parteien, politische Systeme kön-
nen nur überleben und ihre Ziele aktiv er-
reichen durch eine kreative Anpassung. Wer 
den Wandel gestalten, ihn nach seinen Prin-
zipien beherrschen will, muß bereit und fähig 
sein, sich selbst zu ändern, sich immer wieder 
neu einzustellen. Sonst bleibt nur nachträg-
liche Anpassung oder Unterwerfung. Um seine 
Ziele zu erreichen genügt es nicht, diese zu 
beschwören oder alle Kräfte zu mobilisieren; 
nötig ist eine „Landkarte", die Wege und Hin-
dernisse festhält. Sie nimmt die Entscheidung 
für Ziele nicht ab. Wer sich an ihr orientiert, 
paßt sich nicht an — er handelt nur vernünftig 
und am Ende erfolgreich: er wird seine Ziele 
erreichen, sicherer jedenfalls als der, der in 
seiner fiktiven Welt der Träume oder Ge-
fahren lebt. Die Mannheimer Erklärung stellt 
in ihrem analytischen Teil eine politische und 
soziale Landkarte dar, die die Veränderungen 
festhält und die Lage beschreibt.
Die CDU ist dabei, sich aus ihren Prinzipien 
heraus zu erneuern. Das gilt für ihr Selbstver-
ständnis, für ihre soziale Struktur, für ihre Ge-
schlossenheit wie für ihr theoretisch-program-
matisches Profil.

Integration und Konsolidierung
Die CDU hat sich von der Kanzlerpartei Kon-
rad Adenauers über die Fraktionspartei Rainer 
Barzels unter Helmut Kohl zu einer Partei 
«ohne Zusatz“ gewandelt. Ihre Rolle als Op-



positionspartei hat sie nicht nur ohne Wenn 
und Aber angenommen, sondern als Chance 
zur fälligen Erneuerung begriffen und genutzt. 
Die CDU ist von einer Wähler- und Honoratio-
renpartei zu einer Mitgliederpartei geworden. 
Dies läßt sich nicht nur am Zuwachs der Mit-
gliederzahl ablesen: Die CDU gewann inner-
halb von zwei Jahren netto rund 130 000 neue 
Mitglieder, das sind 29 °/o mehr als vor zwei 
Jahren. Monat für Monat gewinnt sie zwi-
schen 10 000 und 14 000 Mitglieder dazu. De-
ren soziale Zusammensetzung weicht von 
der früheren Struktur der CDU erheblich 
ab. Die CDU hat sich verjüngt. Uber 70 % ihrer 
Mitglieder sind jünger als 55 Jahre, die Hälfte 
ihrer Mitglieder jünger als 45 Jahre. Mehr als 
die Hälfte der CDU-Mitglieder sind abhängig 
Beschäftigte. Die Mitglieder der CDU zeichnen 
sich ferner durch eine erhöhte Bereitschaft zum 
politischen Engagement und zum politischen 
Bekenntnis für die CDU aus. In den vergange-
nen Jahren gelang es der CDU, die Spirale 
des Schweigens zu durchbrechen: die politische 
Atmosphäre hat sich gewandelt, die Chancen-
gleichheit der Parteien im politischen Wett-
bewerb ist wiederhergestellt.
Mitglieder und Partei haben in den vergange-
nen Jahren ein neues Selbstbewußtsein, ein 
neues „Parteigefühl" gewonnen. Dieses grün-
det nicht nur in den Erfolgen bei den Landtags-
wahlen 1974 und 1975. Es ist das Ergebnis 
eines neuen politischen Stils, findet Ausdruck 
in einer neuen, entschlackten politischen Spra-
che, die die CDU wieder instand setzt, die In-
halte ihrer Politik offensiv zu beschreiben, es 
zeigt sich in dem erfolgreichen Durchbrechen 
inhaltlicher wie gruppenspezifischer Vorur-
teilsbarrieren — Intellektuelle wie Gewerk-
schaften sind hierfür nur zwei Beispiele 3).

4) In: Verantwortete Freiheit. Materialien zur 
Grundsatzarbeit der CDU, Herausgeber: CDU-Bun-
desgeschäftsstelle.

Dieses neue Selbstbewußtsein der CDU ist be-
gründet und führt zu einer neuen, so bisher 
nicht dagewesenen Identifikation der Mitglie-
der mit der Partei. Der primäre Bezugspunkt 
der Loyalität und Solidarität der Mitglieder 
hat sich in den letzten Jahren deutlich ver-
schoben: weg von Landesverbänden und Ver-
einigungen und hin auf die Partei selbst. Dies 
ist ein entscheidender Sachverhalt. Integration 
und Geschlossenheit einer Partei sind immer

3) Vgl. dazu den Abschnitt „Politik und Intellek-
tuelle“ in dem Buch von Helmut Kohl, Zwischen 
Ideologie und Pragmatismus. Aspekte und An-
sichten zu Grundfragen der Politik, Stuttgart 1974’, 
sowie ders., Die Stellung der Gewerkschaften in 
Staat und Gesellschaft, in: Gewerkschaftliche Mo-
natshefte, Oktober 1974 (als Broschüre „CDU und 
Gewerkschaften" nachgedruckt, Herausgeber: CDU-
Bundesgeschäftsstelle, Abtl. Öffentlichkeitsarbeit — 
zitiert im folgenden nach dieser Broschüre). 

dann bedroht, wenn die Mitglieder zunächst 
Mitglieder von Vereinigungen und erst in zwei-
ter Linie Mitglieder der Partei sind, wie es frü-
her weitgehend bei der CDU der Fall war. Hel-
mut Kohl ließ von Anfang an keinen Zweifel 
daran, daß nach seinem Parteiverständnis jeder 
zuerst Mitglied der CDU und erst dann Mit-
glied einer Vereinigung ist — und fand damit 
Zustimmung bei einer nun stärker motivierten 
und engagierten Mitgliedschaft. Er wie sein 
Generalsekretär konnten das Ziel, die Einheit 
der Partei, auf eine neue Grundlage zu stellen 
und deshalb glaubwürdig und erfolgreich an-
zusteuern, weil sie selbst keinem der Flügel 
zugeschlagen werden konnten. Dieses Ziel ist 
heute weitgehend erreicht: die CDU hat sich 
von einer „Union" von Vereinigungen und In-
teressengruppen zu einer Partei gewandelt — 
auch dies hat der Mannheimer Parteitag ge-
zeigt. Die Homogenität der CDU ist heute grö-
ßer als früher. Die verstärkte Integration der 
Sozialausschüsse etwa ist gelungen, ohne den 
Wirtschaftsrat der Partei zu entfremden.
Heute ist die CDU mehr als eine Summe von 
Vereinigungen und Landesverbänden. Gelun-
gen ist dies, weil
— Helmut Kohl Führung der Partei begreift 

als Integration der Partei auf Ziele hin;
— Kurt H. Biedenkopf die verschiedenen Rich-

tungen in der Partei unter Begründungs-
zwang setzte und ihnen so den bequemen 
Rückzug auf zahlenmäßig abgestützte Inter-
essenvertretung abschnitt;

— die Partei insgesamt, angeregt durch die 
Grundsatzkommission unter Richard von 
Weizsäcker4), wieder radikaler zu den 
Prinzipien der CDU zurückkehrte: Dabei 
zeigte es sich dann, daß die innerpartei-
lichen Spannungen in der .CDU mit dem 
Abstand von den gemeinsamen Prinzipien 
der Partei zunahmen; Konflikte sind zum 
Teil natürlich und produktiv, zum Teil aber 
auch das Ergebnis oberflächlicher und abge-
brochener Argumentation.

— sich schließlich die Erkenntnis durchsetzte, 
daß einer Partei, die sich nach innen wie 
eine neofeudale Ständeorganisation glie-
dert, die Probleme einer modernen Gesell-
schaft, insbesondere die Spannung zwi-
schen organisierten Sozialinteressen und 
Gemeinwohl, nicht bewältigen kann.

Diese Faktoren führten dazu, daß sich die 
CDU heute auf eine neue Weise als Volks-



partei begreift. Der Begriff Volkspartei ist für 
sie keine soziologische, sondern eine politische 
Kategorie. Der Charakter einer Volkspartei 
erweist sich nicht darin, daß sie in sich und 
ihren Organen soziale Schichten oder gar über-
ständige Stände empirisch getreu widerspie-
gelt, sondern daß sie eine Politik formuliert 
und durchsetzt, die im allgemeinen, öffent-
lichen Interesse liegt. Nur eine Volkspartei, 
die mehr ist als die Summe von Sonderinter-
essen, kann den Herausforderungen der Zu-
kunft gerecht werden durch eine Politik, die 
nicht mehr länger als „muddling through", als 
Kunst des Durchwurstelns beschrieben werden 
kann.

Vor neuen Herausforderungen

Politische Parteien verändern die Gesellschaft 
und werden von ihr verändert. Der Versuch, 
sich gesellschaftlichen Veränderungen und 
neuen Erwartungen der Menschen zu ent-
ziehen, ist zum einen erfolglos und zum ande-
ren undemokratisch. Wer Veränderungen in 
der politischen und sozialen Landschaft nicht 
zur Kenntnis nimmt, handelt weder gesin-
nungstreu noch wird er seine Ziele erreichen.

Die CDU hat seit 1949 die Geschichte der 
Bundesrepublik Deutschland entscheidend ge-
prägt. Den Herausforderungen der Nach-
kriegszeit begegnete sie mit neuen, originel-
len politischen Ideen und Konzepten: Soziale 
Marktwirtschaft als Wirtschaftsordnung jen-
seits von Kapitalismus und Sozialismus, An-
bindung der Bundesrepublik Deutschland an 
die demokratische und liberale Tradition des 
Westens, dynamische Rentenversicherung, in-
stitutionelle Stärkung der Arbeitnehmerschaft 
(Betriebsverfassung, Mitbestimmung).Daß dies 
neue Konzepte waren, wurde ihr selbst kaum 
bewußt — sie als „Reformen" zu feiern, kam 
ihr ohnehin nicht in den Sinn. Die CDU lei-
tete eine alles in allem erfolgreiche Entwick-
lung ein: „Wirtschaftswunder", Rechts- und 
Sozialstaatlichkeit. Am Ende freilich wurde 
sie Opfer ihres eigenen Erfolges — und ihrer 
Unfähigkeit, sich rechtzeitig auf eine neue 
Situation einzustellen. Leistungen und Erfolge 
der Nachkriegszeit wurden mehr und mehr 
selbstverständlich. Neue Probleme, Erwartun-
gen und Sehnsüchte bestimmten in zunehmen-
dem Maße das politische Denken der Men-
schen. Die Karten für das politische Spiel 
wurden neu gemischt — und die CDU/CSU 
hatte, so schien es, keine Trümpfe mehr in der 
Hand — oder vergaß es, sie wirkungsvoll aus-
zureizen.

/

Die stille Revolution

1969 war eine Phase in der deutschen Nach-
kriegsgeschichte abgeschlossen, deren Ende 
sich schon zu Beginn der sechziger Jahre an-
gekündigt hatte. Der Regierungswechsel von 
1969 und der SPD/FDP-Wahlsieg von 1972 wa-
ren Ergebnis der Tatsache, daß sich die SPD 
und FDP früher und konsequenter auf die neue 
Lage eingestellt hatten. Ihnen und nicht der 
CDU/CSU trauten viele Wähler, verstärkt 
durch das legitime Bedürfnis nach einem Re-
gierungswechsel, eher zu, Antwort auf die 
neuen Fragen zu geben. Dies war für die CDU/ 
CSU eine bittere Erkenntnis. Die Deutschen 
lebten nun in einer anderen sozialen Welt: 
Auf einer scheinbar sicheren Grundlage ver-
langten sie nach anderen Zielen und Inhalten 
der Politik, nach Aufbau und Konsolidierung 
nun nach neuen Ideen und Idealen. Das Spek-
takel der studentischen Protestbewegung 
lenkte ab von der viel entscheidenderen 
„stillen Revolution" (Ronald Inglehart) der 
Wertorientierung, die sich in allen westlichen 
Ländern und so auch in der Bundesrepublik 
Deutschland nach und nach vollzog.
Diese „stille Revolution" 5) offenbarte die 
Grenzen einer Gesellschaft — und einer Par-
tei —, die sich praktisch auf die Befriedigung 
materieller, individueller und ökonomischer 
Bedürfnisse konzentrierte; dies um so schmerz-
licher, als wenige Jahre später die „Grenzen 
des Wachstum" ins Bewußtsein der Menschen 
traten. Spätestens zu diesem Zeitpunkt wurden 
die Grenzen der traditionellen politischen 
Philosophie auch der CDU sichtbar, insbeson-
dere:
— die Grenzen des Pluralismus;
— die Grenzen des Marktes;
— die Grenzen einer industriellen Gesell-

schaft;
— die Grenzen des Wachstums und schließ-

lich, aber nicht zuletzt,
— die Grenzen der materiellen Güter für das 

Glück und das Wohlbefinden der Men-
schen.

Die Erkenntnis dieser innergesellschaftlichen 
wie internationalen Veränderungen stellte die 
CDU vor neue Probleme. Diese Probleme wer-
den von den verschiedenen Parteien weit-
gehend ähnlich beschrieben, freilich auf unter-
schiedliche Ursachen zurückgeführt und mit 
unterschiedlichen Lösungsvorschlägen beant-*

5) Ronald Inglehart, The Silent Revolution: Politi-
cal Change Among Western Publics (erscheint
demnächst).



wortet. Die politischen Parteien der Bundes-
republik Deutschland unterscheiden sich nicht 
in der Beschreibung, sondern in der Analyse 
und in der Lösung gemeinsam erkannter Pro-
bleme. Die Mannheimer Erklärung bringt für 
die CDU zum ersten Male eine umfassende 
Analyse sowie Vorschläge zur Lösung dieser 
Probleme.

Die Grenzen des Pluralismus
Die traditionelle Pluralismustheorie 6) war 
eine ebenso einfache wie eingängige und 
sympathische Philosophie: Menschen organi-
sieren ihre Interessen in Verbänden, zwischen 
denen sich ein Gleichgewicht herausbildet. 
Dem Staat kommt lediglich die Funktion eines 
Schiedsrichters zu, der die Spielregeln fest-
legt und auf ihre Einhaltung achtet. Droht ein 
organisiertes Interesse übermächtig zu werden 
und sich auf Kosten anderer durchzusetzen, 
bildet sich automatisch eine „Gegenmacht" 
(Galbraith, Theorie der countervailing 
powers).
Diese Theorie war empirisch und normativ zu-
gleich. Sie beanspruchte, den politischen Pro-
zeß zu erklären und rechtfertigte dessen Er-
gebnis zugleich als gerecht: Gemeinwohl als 
Resultante des Parallelogramms pluralistischer 
Kräfte. Sie entsprach der liberalen Skepsis 
gegenüber zuviel Staat. Staatliche Institutio-
nen gruppierten sich in dieser sich selbst regu-
lierenden Gesellschaft gleichsam um Interes-
sengruppen: Politik als Epiphänomen. Diese 
Philosophie nährte die Skepsis gegenüber po-
litischer Macht, tabuisierte jedoch zugleich 
wirtschaftliche und Verbandsmacht. So über-
wand die Pluralismustheorie das marxistische 
Zweiklassenschema, indem sie aufwies, daß 
sich gesellschaftliche Konfliktlinien vielfach 
kreuzen; gleichzeitig aber rechtfertigte sie die 
Verfolgung eigener Interessen als auch für die 
Gesellschaft nützlich: persönlicher Egoismus 
wurde so gesellschaftlich akzeptabel und ak-
zeptiert: private vices-public benefits. Sie be-
hauptete eine Umpolung persönlichen Egois-
mus in eine öffentliche Wohltat.
Diese, wie sich heute zeigt, naive Pluralis-
mustheorie ist inzwi
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schen gründlich erschüt-
tert: durch unsere alltägliche Erfahrung eben-
so wie durch wissenschaftliche Forschung ).

•6) Dazu: Warnfried Dettling, Grenzen des Plura-
lismus. Zur Theorie und Kritik der pluralistischen 
Demokratie, in: Gerd Langguth (Hrsg.), Aspekte 
zur Reformpolitik, Mainz 1971, S. 49 — 64, sowie 
Theodore J. Lowi, The End of Liberalism. Ide-
ology, Policy and the Cusis of Public Authority, 
New York 1969.
7) Siehe vor allem: Mancur Olson, jun., Die Logik 
des kollektiven Handelns, Tübingen 1968.

Nicht alle Interessen der Menschen sind orga-
nisierbar, und manche organisierte Interessen 
haben eine größere Chance, sich politisch 
durchzusetzen als andere. Das „Gleichgewicht" 
ist eine problematische Größe; es kann sich 
auf verschiedenen Ebenen einpendeln. Ob und 
wann es von den Menschen als gerecht ange-
sehen wird, ist zunächst eine offene Frage. 
„Interessenharmonie" ist zwar ein „intellek-
tuell und affektiv bequemes Konzept" 8), nur 
eben in der Realität selten vorfindbar. Statt 
dessen besteht eine Asymmetrie der Inter-
essenvertretung in und zwischen Verbän-
den 9).

8) Guy Kirsch, Ökonomische Theorie der Politik, 
Tübingen — Düsseldorf 1974, S. 130.
9) Vgl. dazu: Viola Bethusy-Huc, Zum Verbands-
wesen in der Bundesrepublik Deutschland, unver-
öffentlichtes Manuskript, S. 9 ff., sowie Kurt H. Bie-
denkopf, Freiheit, Gerechtigkeit und Solidarität: 
Die Grundlagen christlich-demokratischer Politik, 
in: Landeszentrale für politische Bildung Nord-
rhein-Westfalen (Hrsg.), 
Demokratische Gesellschaft. Konsensus und Kon-
flikt, 1. Teil, München — Wien 1975, S. 15—126, 
S. 60 ff.

Die empirischen wie logischen Kurzschlüsse 
der naiven Pluralismustheorie wurden von den 
Sozialwissenschaften schon vor Jahren aufge-
zeigt. Die strukturellen Engpässe, in die eine 
an ihr orientierte Politik führt, sind ebenso 
offensichtlich. Gleichwohl: mit Ausnahme der 
(neo-)marxistischen politischen Ökonomie war 
sie die public philosophy der westlichen De-
mokratien schlechthin. So wie die Laissez-
faire-Okonomie dem Kapitalismus des ver-
gangenen Jahrhunderts entsprach, entspricht 
diese Philosophie des Interessengruppenplu-
ralismus der liberalen westlichen Demokratie 
seit etwa 1930 bis heute. In der Gegenwart 
stehen wir vor der Notwendigkeit eines grund-
sätzlichen philosophischen wie politischen Um-
denkens. Für die CDU ist dies in der Mannhei-
mer Erklärung geschehen: Insbesondere in 
den Kapiteln zur Neuen Sozialen Frage und 
zum Verhältnis Staat — Gesellschaft — Grup-
pen entwirft sie eine neue, problemadäquate 
Philosophie, die jenes für die CDU keineswegs 
spezifische naive Pluralismusverständnis über-
windet, das uns in der Praxis (Subventionen) 
teuer zu stehen kommt. Politik gewinnt wieder 
eine neue, eigenständige Qualität.

Die Grenzen des Marktes
Die CDU vertrat von Anfang an das Konzept 
der Sozialen Marktwirtschaft. In den Düssel-
dorfer Leitsätzen von 1948 fand es seinen 
klassischen Ausdruck. Die Entscheidung für 
die Soziale Marktwirtschaft fiel im Lichte der 
ökonomischen Theorien der damaligen Zeit 



und im Engagement für Werte, die jenseits 
von Angebot und Nadifrage begründet sind. 
Nicht von „freier" Marktwirtschaft oder ein-
fach von „marktwirtschaftlicher Ordnung", 
sondern von Sozialer Marktwirtschaft war die 
Rede. Damit war eine zweifache Aussage und 
Entscheidung getroffen:
— Die CDU sah in der Sozialen Marktwirt-

schaft die wirtschaftliche Entsprechung der 
demokratischen Staatsverfassung. Für die 
CDU hatte und hat die Soziale Marktwirt-
schaft instrumentale Bedeutung: sie ist 
Mittel zur Erreichung von Zielen, zur Ver-
wirklichung von Werten. Werte und Ziele 
sind für die CDU jedoch nicht nur ökono-
mischer, sondern immer auch ethischer Na-
tur. Nicht wegen ihrer wirtschaftlichen 
Überlegenheit, sondern wegen ihrer demo-
kratischen und sozialen Qualität sah und 
sieht die CDU in der Sozialen Marktwirt-
schaft eine präferable Wirtschaftsordnung.

— Schon der Begriff „Soziale Marktwirtschaft" 
impliziert die These: der Markt
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 vermag 
viel, aber nicht alles. „Die Märkte leisten 
Wunder (das Wirtschaftswunder); aber sie 
vermögen nicht alles zu leisten“ ).

Eine freie Marktwirtschaft löst nicht ihre 
eigenen sozialen Probleme. Der Markt ist näm-
lich nicht in der Lage, alle Entscheidungskon-
sequenzen bei dem zu internalisieren, der sie 
verursacht hat 11).  „Auch der vollkommenste 
Markt (stößt) an die Grenzen 

12
s
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einer Leistungs-
fähigkeit“ 2). Deshalb geht die Soziale Markt-
wirtschaft „davon aus, daß der Markt nicht 
automatisch alle sozialen Probleme löst: Ein 
ausschließlich marktrationales Kalkül kann so-
ziale Probleme, externe Kosten verursachen, 
deren Lösung der Markt selbst nicht anbietet. 
Die Soziale Marktwirtschaft verabsolutiert 
nicht das Marktsystem. .Sozial' ist nicht nur 
ein schmückendes Beiwort, sondern ein inte-
grierender Bestandteil dieser ordnungspoliti-
schen Konzeption.“ )
Soziale Marktwirtschaft verweist also auf die 
Grenzen einer reinen Marktsteuerung. Dieser 
Tatsache war man sich zu Beginn — theore-
tisch wenigstens — durchaus bewußt.
In den folgenden 20 Jahren setzte jedoch eine 
doppelte Entwicklung ein:

10) Philipp Herder-Dorneich, Wirtschaftsordnungen, 
Band 3 der Reihe: Nicht-Marktökonomik, hrsg. von 
Philipp Herder-Dorneich, Berlin 1974, S. 76 ff.
1) Dazu: Guy Kirsch, ökonomische Theorie der 
Politik, a. a. O., S. 13.
12) Ebenda, S. 18.
13) Helmut Kohl, CDU und Gewerkschaften, a. a. O., 
S. 7.

— Die Soziale Marktwirtschaft wurde weit-
gehend pragmatisch verfälscht. Man hielt 
an ihren Prinzipien fest, setzte sie aber 
nur zögernd und zum Teil gar nicht in die 
wirtschaftspolitische Praxis um. Wirt-
schaftspolitik verlor ihren Charakter als 
Ordnungspolitik. Die Soziale Marktwirt-
schaft verkürzte sich in der Praxis und im 
Bewußtsein der Menschen auf eine ökono-
mische Zweckmäßigkeitsordnung: Wohl-
stand für alle.

— Der Begriff „sozial" verkümmerte in der 
programmatischen Konzeption der CDU 
mehr und mehr zu einem schmückenden 
Beiwort. Zwar hat die CDU in der Regie-
rungspraxis den sozialen Fortschritt vor-
angetrieben. Was aber fehlte, war die ord-
nungspolitische Begründung und Einbin-
dung ihrer Sozialpolitik. „Um das Zentrum 
der Marktwirtschaft (siedelten sich) viele 
kleine, nicht-marktwirtschaftlich geordnete 
Satelliten an. Die marktwirtschaftliche Leh-
re wurde angereichert durch Tarifpartner, 
Verbände
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, Sozialversicherung, staatliche 
Sozialpolitik und vieles andere. Die Markt-
wirtschaft wurde durch diese Anbauten ab-
gestützt, korrigiert; es wurde umverteilt 
und verbessert. Aber die Marktwirtschaft 
blieb all dem gegenüber primär." )

Dies war eine für die CDU folgenschwere Ent-
wicklung: Es mußte der Eindruck entstehen, 
als gebe es nur einen Strom sozialpolitischen 
Denkens und Handelns: Gewerkschaften, So-
zialdemokratie, Sozialismus.
Diese pragmatisch verfälschte und theoretisch 
verkürzte Soziale Marktwirtschaft wurde 
gleichzeitig als universales Ordnungsprinzip 
für die Gesellschaft schlechthin begriffen und 
verkündet. Der ordnungpolitische Dualismus 
der fünfziger und sechziger Jahre kannte nur 
zwei sich scheinbar ausschließende Steuerungs-
mechanismen: Markt und Staat. Andere Steue-
rungsmechanismen wurden theoretisch ausge-
blendet und in der Praxis mit mehr oder we-
niger schlechtem Gewissen angewandt. Die 
theoretische Weiterentwicklung der Sozialen 
Marktwirtschaft unterblieb.
Die Folgen dieser Entwicklung:
— Als die Neue Linke innerhalb und außer-

halb der SPD nicht so sehr die ökonomische 
Effizienz, sondern vor allem die Legitimi-
tät unserer Wirtschafts- und Gesellschafts-
ordnung in Frage stellte, fand sie auch bei 
vielen, die mit Sozialismus nichts im Sinne 
hatten, offene Ohren. Wer auf eine mora-

10) Philipp Herder-Dorneich, Wirtschaftsordnungen, 
a. a. O., S. 81 ff.



lische Herausforderung mit ökonomischen 
Argumenten reagiert, hat immer schon ver-
loren. Die Neue Linke offenbarte eine Legi-
timitätsschwäche unserer staatlichen und 
wirtschaftlichen Ordnung.

— Jene Bereiche der Gesellschaft und der 
Wirtschaft, die nicht marktmäßig gesteuert 
werden, wo der Wettbewerb durch Kon-
zentration beeinträchtigt wird, können 
nicht länger aus dem Bewußtsein verdrängt 
werden. Die Steuerungsdefizite in unserer 
Gesellschaft sind offensichtlich, sie treten 
immer schmerzlicher zutage. Dabei han-
delt es sich fast durchweg um Bereiche, 
in denen der Markt nicht versagt, sondern 
einfach überfordert ist. Wer dennoch diese 
Steuerungsdefizite mit dem bloßen Hinweis 
auf die Vorzüge der Marktwirtschaft be-
antwortet, verliert immer mehr seine 
Glaubwürdigkeit und Überzeugungskraft. 
So geriet die CDU ordnungspolitisch immer 
mehr in die Defensive, je mehr die Men-
schen merkten, daß sie nur noch sektoral, 
im industriellen Bereich der Gesellschaft, 
gut versorgt sind.

Die Grenzen der Industriegesellschaft

Dies gilt a fortiori für eine Zeit, da sich un-
sere Gesellschaft vo
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n einer industriellen zu 
einer nachindustriellen Gesellschaft wan-
delt ). Diese wirft neue ordnungspolitische 
Probleme auf.
In der industriellen Gesellschaft lag das 
Schwergewicht auf der Produktion und Vertei-
lung industrieller Güter. Die nachindustrielle 
Gesellschaft ist gekennzeichnet durch eine zu-
nehmende Bedeutung des tertiären Sektors 
(Dienstleistungen), des quartären Sektors 
(kollektive Güter) sowie der Produktion und 
Verteilung von Wissen und Information (quin-
tärer Sektor).
Die Nachkriegszeit, die Phase Erhard, stand 
im Zeichen einer Ausweitung des industriel-
len Wachstums, gemessen am Bruttosozialpro-
dukt. Wirtschaftspolitik war weitgehend In-
dustriepolitik. Als Maßstab für die Wohlfahrt 
eines Volkes galt die Statistik für Volksein-
kommen und Sozialprodukte.
Heute wächst die industrielle Produktion we-
niger rasch. Im sekundären Sektor treten erste 
Sättigungsgrenzen auf. Die anderen Sektoren 
der Gesellschaft nehmen hingegen einen wach-
senden Anteil ein. Die Nachfrage in diesen

15) Vgl. dazu Philipp Herder-Dorneich, Wirtschafts-
ordnungen, a. a. O., sowie Daniell Bell, The Coming 
of Post-Industrial Society. A Venture in Social 
Forecasting, New York 1973.

Bereichen ist noch nicht erschöpft, vermutlich 
in naher Zukunft auch unerschöpflich. Die Ver-
sorgungsprobleme haben sich aus dem sekun-
dären Sektor (Industrie) vor allem in den 
Dienstleistungsbereich und in den Bereich der 
kollektiven Güter verlagert.
Hier liegt wiederum kein spezifisches Problem 
der CDU. Nicht nur sie wurde von den neuen 
Problemen und Defiziten überrascht. Theoreti-
ker wie Politiker konzentrierten sich lange 
Zeit auf den industriellen Bereich und ver-
nachlässigten die nicht-marktwirtschaftlich lös-
baren Probleme. Das ökonomische Denken 
war fast ausschließlich ein marktökonomisches 
Denken.
Heute müssen die wachsenden Probleme der 
nachindustriellen Gesellschaft theoretisch und 
politisch verarbeitet werden. Diese Aufgabe 
verlangt nach einer Ergänzung der Marktöko-
nomik durch eine Nicht-Marktökonomik sowie 
nach der Entwicklung einer politischen Ökono-
mie der Sozialen Marktwirtschaft. Dabei be-
halten die Grundgedanken der Neoliberalen 
nach wie vor ihre Gültigkeit. Sie müssen frei-
lich durch neuere Erkenntnisse ergänzt wer-
den.
Mit dem Wandel von der industriellen zur 
nachindustriellen Gesellschaft hat sich die Be-
dürfnis- und Interessenlage der Menschen 
zwar nicht grundsätzlich verändert, wohl aber 
differenziert und ausgeweitet. Güter werden 
vor allem durch ihre Abwesenheit als wert-
voll erfahren. In einer Gesellschaft, deren 
Mitglieder mit materiellen Gütern weitgehend 
saturiert sind, stellt sich erneut und elementar 
die Frage nach geistigen und ideellen Werten: 
nach Selbstverwirklichung, Partizipation, 
Transparenz, die Frage nach dem Sinn der gan-
zen Veranstaltung, die sich Gesellschaft und 
Staat nennt.
Die Erfahrungen der Menschen sind heute 
durch die Erfolge der Sozialen Marktwirt-
schaft mit geprägt. Diese Erfolge beruhten dar-
auf, daß für den einzelnen der Sinn von Ar-
beit und Leistung unmittelbar einsi
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chtig war. 
Das hat sich inzwischen geändert. Heute ist 
der Zusammenhang zwischen Wohlstand und 
Leistung nicht mehr so einfach einsehbar wie 
früher. Viele glauben an Wohlstand nicht 
durch persönliche Leistung, sondern durch 
Ansprüche an den Staat: Leistungskritik, be-
gleitet vom Verfolg angeblich höherer Wer-
te, immer im Vertrauen darauf, daß die Arbeit 
ohnehin die anderen tun ).

16) Helmut Schelsky, Die Arbeit tun die anderen. 
Klassenkampf und Priesterherrschaft der Intellek-
tuellen, Opladen 1975.



Die Grenzen des Wachstums

Die Grenzen des Pluralismus und des Marktes 
traten verschärft in das Bewußtsein der Men-
schen, als der Bericht des Club of Rome die 
Welt auf die „Grenzen des Wachstums“ auf-
merksam machte 17).  Jetzt wurde de
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utlich: die 
wirtschaftlichen und politischen Erfolge hatten 
ihren Preis: „Sie wurden erkauft auch durch 
den Einsatz solcher Faktoren, die bislang 
abundant waren und nun knapp wurden, für 
die aber kein Markt bestand und auch keiner 
instituiert werden konnte: Die .Umwelt' wur-
de ein knappes Gut, ohne daß sie marktfähig 
geworden wäre.“ )
Zugleich rückten durch die im Zeichen des 
Wirtschaftswachstums erzielten Erfolge ur-
sprünglich nachrangige Bedürfnisse in den Vor-
dergrund — Werte, Bedürfnisse, Nachfrage 
nach Gütern und Leistungen, die allesamt 
nicht so ohne weiteres quantifizierbar sind 
und über Marktpreise verrechnet werden kön-
nen. Volkseinkommensstatistik und Brutto-
sozialprodukt sind ein immer unzulänglicherer 
Maßstab für das soziale „Wohlbehagen" und 
„Unbehagen" (Olson) der Menschen. Nötig 
sind „Statistiken über die sozialen Errungen-
schaften und Rückschläge, die sich nicht in 
Marktpreisen oder in der Volkseinkommens-
Statistik niederschlagen", soziale Indikatoren 
als „Maßstab für Entwicklung
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en, an denen 
eine Gesellschaft ein direktes normatives oder 
moralisches Interesse hat, das sich in den Zie-
len der öffentlichen Politik ausdrückt" ).
In einer Zeit, da ein ökonomischer Markt, eine 
pluralistisch organisierte Gesellschaft sowie 
wirtschaftliche Expansion im industriellen Sek-
tor kein Ersatz mehr für Politik sind, kommt 
auf die politische Führung — ob Partei oder 
Regierung — eine neue Aufgabe zu: nationale 
Ziele zu formulieren und durchzusetzen, ohne 
die Gesellschaft ex ante zu normieren und zu 
formieren. Dies kann sie nur tun, wenn sie 
zunächst ihre Gesellschaft versorgt mit Infor-
mationen über deren eigene Probleme. Das

17) Zur Analyse der politischen Auswirkungen: 
Kurt H. Biedenkopf, Fortschritt in Freiheit. Umrisse 
einer politischen Strategie, München 1974, S. 15 ff. 
18) Guy Kirsch, Ökonomische Theorie der Politik, 
a. a. O„ S. 4.
19) Mancur Olson, Neue Probleme für die Sozial-
politik. Die Rationalität sozialer Indikatoren und 
sozialer Berichterstattung, in: Guy Kirsch — Walter 
Wittmann (Hrsg.), Nationale Ziele und soziale 
Indikatoren, Stuttgart 1975, Seite 144—159, S. 121. 
Vgl. dazu auch die verschiedenen Beiträge von 
Wolfgang Zapf, insbesondere: Zur Messung der 
Lebensqualität, in: Zeitschrift für Soziologie, Jg. 1, 
Heft 4, Oktober 1972, S. 353—376; sowie: The 
Polity as a Monitor of the Quality of Life, in: 
American Behavioral Scientist, vol. 17 No. 5, May/ 
June 1974, p. 651—675.

genau versuchen für die CDU die Mannheimer 
Erklärung und einzelne Beiträge wie etwa 
jener von Richard von Weizsäcker: „Chance 
der Kr 20ise" ). Sie ziehen, insbesondere mit der 
Neuformulierung der Sozialen Frage, die poli-
tische Konsequenz aus der bereits vor sechs 
Jahren von Mancur Olson vertretenen These: 
„Der klassische Ansatz zur sozialen Sicher-
heit, der im Bismarck-Deutschland begonnen 
... wurde, (ist) noch weit davon entfern
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t, die 
sozialen Probleme zufriedenstellend zu be-
handeln und zu lösen, die jetzt erkennbar 
werden." )

Neue Qualität der Politik
Die verschiedenen Problemkreise konzentrie-
ren sich um einen Punkt: der Bedarf moderner 
Gesellschaften an aktiver Politik wächst. Die 
Menschen spüren stärker als früher, daß ihr 
Glück nicht nur von eigenen, sondern in zu-
nehmendem Maße von politischen Entschei-
dungen abhängt. Einstellung und Bewußtsein 
der Menschen haben sich verändert: Sie sind 
stärker als früher politisch-öffentlich orien-
tiert. Dabei zweifeln die Menschen jedoch 
mehr und mehr daran, ob die Leistungsfähig-
keit von Politikern, Regierungen und Parteien 
mit den Problemen Schritt hält: daher rührt — 
bei aller Sicherheit privater — eine Krise der 
öffentlichen Wertorientierung: Zukunftsangst, 
Unsicherheit, Orientierungskrisen. Die poli-
tische Herausforderung in der Perspektive des 
Bürgers ist keine punktuelle, sondern eine 
systemare. Die Bürger fragen und beurteilen 
Parteien nicht nach diesen oder jenen Einzel-
entscheidungen, sondern nach ihren politi-
schen Zielen und ihren Fähigkeiten, diese zu 
verwirklichen. Diese Frage bezieht sich auf 
die Ziele der Gesellschaft insgesamt und, da-
von abgeleitet, auf die Ziele gesellschaftlicher 
Teilbereiche wie etwa des Wirtschafts-, des 
Bildungs-, des Gesundheits- und Sozialsystems. 
Die relative Autonomie gesellschaftlicher Teil-
bereiche muß erneut mit den Zielen der gesam-
ten G
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esellschaft in Einklang gebracht werden. 
„Auigabe der Politik und des demokratischen 
Staates ist es dabei, der Gesellschaft Ziele zu 
setzen und die dazu notwendigen Energien 
zu mobilisieren (Helmut Kohl)." )

20) Ursprünglich erschienen in: Sonde 1/75; mehr-
fach nachgedruckt; als Broschüre veröffentlicht von 
der Bundesgeschäftsstelle der CDU.
21) Mancur Olson, Neue Probleme der Sozialpolitik, 
a. a. O., S. 159.
22) Helmut Kohl, Mut für eine politische Zukunft. 
Rede auf der öffentlichen Schlußveranstaltung der 
19. Bundestagung des Evangelischen Arbeitskreises 
der CDU/CSU am 8. Dezember 1974, Herausgeber: 
CDU-Bundesgeschäftsstelle, Abt. Öffentlichkeits-
arbeit, S. 17.



Und an anderer Stelle, konkretisiert auf den 
Bereich der Wirtschaft:
„Die Soziale Marktwirtschaft ist eine Wirt-
schaftsordnung im
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 Dienste der Gesellschaft. 
Die Wirtschaft ist für die Gesellschaft da — 
und nicht umgekehrt." )

Die neuen Antworten

Auf diese Fragen geben die Mannheimer Er-
klärung und das Ende 1975/Anfang 1976 als 
Entwurf zu erwartende Grundsatzprogramm 
eine Antwort. Damit stößt die CDU durch 
zu einer unbefangenen Analyse der interna-
tionalen wie der gesellschaftlichen Wirklich-
keit und zu einer Weiterentwicklung i

24

hrer 
ordnungspolitischen Konzeption. Die Mann-
heimer Erklärung ist vorläufiger Höhepunkt 
einer Diskussion, die seit einigen Jahren in 
der CDU im Gange ist. Sie will die Grund-
lagen für eine Neuorientierung der Politik der 
CDU schaffen. „Das Ziel der Mannheimer Er-
klärung ist, mit Hilfe einiger entscheidender 
Elemente unserer Politik die Grundstrukturen 
unserer politischen Gesamtstrategie zu ver-
deutlichen, aus der wir unsere freiheitlichen 
Antworten auf die großen Herausforderungen 
unserer Zeit herleiten“ (Kurt H. Biedenkopf) ).

Die Mannheimer Erklärung stellt weder ein 
Grundsatzprogramm noch eine Wahlkampf-
plattform noch eine auf 1976 fixierte politische 
Strategie im engeren Sinne dar. Ihr Ziel ist es 
nicht, zu vielem wenig, sondern zu wenigem 
viel zu sagen. Eine Kritik, die andere Maß-
stäbe zugrunde legt, geht an den Absichten der 
Mannheimer Erklärung vorbei.
Ausgehend von der Erkenntnis, daß sich poli-
tilsches Handeln — die politische Aufgabe — 
aus der Konfrontation einer unverstellte
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n Si-
tuationsanalyse mit den eigenen Werten und 
Zielen ergibt, gliedert sich die Mannheimer 
Erklärung („Unsere Politik für Deutschland") 
in zwei große Abschnitte ):
Ausgangstage: Veränderungen der weltpoli-
tischen und weltwirtschaftlichen Lage;
Veränderungen innerhalb der Bundesrepublik 
Deutschland und:

23) Helmut Kohl, CDU und Gewerkschaften, a. a. O., 
S. 6.
24) In: Protokoll des 23. Bundesparteitages der 
CDU, S. 173. Die Rede des Generalsekretärs auf 
dem Parteitag wurde veröffentlicht von der CDU-
Bundesgeschäftsstelle, Abt. Öffentlichkeitsarbeit, 
unter dem Titel: Die Politik der Union. Aufgaben 
und Organisation.
as) Die inhaltliche Erörterung der Grundwerte 
bleibt dem Grundsatzprogramm Vorbehalten. Vgl. 
dazu: Verantwortete Freiheit. Materialien zur 
Grundsatzarbeit der CDU.

Politische Aufgabe in der Außenpolitik und 
innerhalb der Bundesrepublik Deutschland.

Interdependenz von Außen- und Innenpolitik
In beiden Abschnitten steht die Interdepen-
denz von Außen- und Innenpolitik im Vorder-
grund. Die außenpolitische Handlungsfähigkeit 
der Bundesrepublik Deutschland setzt die Lö-
sung ihrer inneren und sozialen Probleme vor-
aus. „Außen- und Innenpolitik bedingen ein-
ander in ihren Voraussetzungen und Folgen. 
Wir können unseren Beitrag zur Friedenssiche-
rung, zur Gestaltung einer neuen Weltordnung 
und damit zur Lösung der Probleme in der 
Welt nur leisten, wenn wir durch unsere In-
nenpolitik den inneren Frieden sichern, Wirt-
schaft und Gesellschaft leistungsfähig erhal-
ten und Freiheit und soziale Gerech
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tigkeit 

verwirklichen." 6) Die inneren Probleme unse-
rer Gesellschaft wiederum haben sich ver-
schärft — durch die Veränderungen der welt-
politischen und weltwirtschaftlichen Lage und 
durch die Verschiebung der politischen Macht-
verhältnisse (Intensivierung der Verteilungs-
konflikte im nationalen wie internationalen 
Rahmen). Deshalb widmet die Mannheimer 
Erklärung besondere Aufmerksamkeit „den 
Veränderungen der politischen Machtverhält-
nisse, der Verschärfung der Verteilungskon-
flikte im weltweiten Rahmen, der anhaltenden 
Konfrontation zwischen Ost und West und der 
besonderen Bedeutung, die die europäische 
und die internationale Zusammenarbeit für 
Sicherheit und Wohlfahrt unseres Landes ha-
ben" (Kurt H. Biedenkopf) ) .
Die Mannheimer Erklärung lenkt also die poli-
tische Aufmerksamkeit der CDU und der deut-
schen Öffentlichkeit wieder verstärkt auf die 
Bedeutung der Außenpolitik. Abgesehen von 
der Ostpolitik hat die CDU seit etwa 1968 
(Berliner Programm) der Gesellschaftspolitik 
eindeutige Priorität eingeräumt und die 
Außen- und Sicherheitspolitik vernachlässigt. 
Das ist nun nicht mehr länger möglich, ge-
rade um der Gesellschaftspolitik willen. Poli« 
tische Freiheit und soziale Gerechtigkeit sind 
nicht in einem nationalen Schneckenhaus zu 
bewahren, sondern nur offensiv, gemeinsam 
mit und für andere zu verteidigen und zu meh-
ren. „Wir müssen also zweierlei lernen. Die 
Wurzeln außenpolitischer Fehlentwicklung lie-
gen überwiegend in den Schwächen der Innen-
politik der beteiligten Länder. Wer außen-
politisch weiterhelfen will, wende zunächst den 
Blick nach innen und mache seine außenpoli-
tischen Vorschläge im Lichte dessen, was er
28) Mannheimer Erklärung, Anhang zum Protokoll 
des 23. Bundesparteitages, S. 17.
27) Protokoll des 23. Bundesparteitages, S. 174. 



innen sieht. Und zweitens: Bei allem, was wir 
tun, bei allem, was wir insbesondere innen-
politisch tun, müssen wir wissen, die Außen-
politik im weitesten Sinne, die Sicherheits-
politik, die Entwicklungspolitik und nicht zuletzt 
die Weltwirtschaftspolitik wird es erfordern, 
daß ein wachsender Anteil unserer Kraft, unse-
rer Zeit und ein Anteil dessen, was wir hier 
zu Hause gemeinsam erwirtschaften, den 
außenpolitischen Zielen wird gewidmet wer-
den müssen. Das ist schwer. Das ist keineswegs 
immer populär. Aber wenn wir es unterlassen, 
tragen wir selbst die Verantwortung dafür, 
daß unsere eigenen langfristigen Interessen 
nachhaltig und möglicherweise irreparabel be-
rührt werden. Unser freies Gemeinwesen steht 
hier vor seiner möglicherweise entscheidenden 
Bewährungsprobe“ (Richard von Weizsäk-
ker 28) ).
Damit ist die Verknüpfung von Außen- und 
Innenpolitik in einer grundsätzlichen Dimen-
sion verankert. Die CDU erneuert auf diese 
Weise ein konstitutives Prinzip der Politik Kon-
rad Adenauers. Seine Außen- und Innenpolitik 
wurzelten in den gleichen Wertentscheidun-
gen, beide waren normativ begründet, beide 
verfolgten die gleichen Ziele. Die Aufgabe der 
Zukunft besteht darin, Außen- und Entwick-
lungspolitik in den Dienst jener Werte zu stel-
len, die wir im Inneren mit einigem Erfolg 
verwirklichen konnten. Helmut Kohl vertritt 
in seiner Mannheimer Grundsatzrede einen 
durch die Werte Freiheit und Gerechtigkeit 
qualifizierten Begriff von Friede, Entspannung, 
Fortschritt als verbindlich für Innen- und 
Außenpolitik. Und Kurt H. Biedenkopf: „Wir 
müssen unseren eigenen Wohlstand angesichts 
des Elends in anderen Teilen der Welt durch 
entsprechende Leistungen zur friedlichen und 
sozialen Entwicklung der Menschheit rechtferti-
gen. Sozialer Fortschritt ist ebensowenig wie 
Solidarität, Freiheit und Gleichheit eine Kate-
gorie, deren Verbindlichkeit an den Grenzen 
unseres Landes endet.“ 29) In der Mannheimer 
Erklärung heißt es schließlich: „Unser wirt-
schaftlicher Wohlstand (verpflichtet uns) zur 
Solidarität mit den Hungernden und Bedürf-
tigen in der Welt. Die Völker in den Entwick-
lungsländern nehmen uns heute nach unseren 
eigenen Grundsätzen sozialer Gerechtigkeit 
und Menschenwürde in die Pflicht." 30)

Die politischen Aufgaben der Bundesrepublik 
Deutschland ergeben sich ebenso wie jene im 
internationalen Bereich aus der Analyse der 

Ausgangslage. Es sind dies — neben der 
Wirtschafts- und Finanzpolitik:
— die Neue Soziale Frage und
— die Verbesserung der Handlungsfähigkeit 

von Staat und Gesellschaft.

Die Neue Soziale Frage

Die Lösung der Neuen Sozialen Frage stellt 
sich als vorrangiges Problem dar angesichts
— veränderter Grundlagen gesellschaftlicher 

Macht,
— der Grenzen des Marktes,
— der Grenzen des Pluralismus.
Macht und Ohnmacht verteilen sich in einer 
durch Verbände und Organisationen geprägten 
und durch Wissen und Information gesteuer-
ten nachindustriellen Gesellschaft auf eine 
neue Weise. Es gibt neue Privilegierte und 
neue Klassen28). Nicht nur wer über Eigen-
tum, sondern auch wer über Informationen 
und Verbände verfügt, hat Macht in unserer 
Gesellschaft: „Die Linie, die Mächtige und 
Ohnmächtige trennt, läuft nicht mehr zwi-
schen Kapital und Arbeit, sondern zwischen 
den mächtigen Organisationen und den Mäch-
tigen in Organisationen auf der einen und 
dem Rest der Gesellschaft auf der anderen 
Seite, einem Rest, zu dem wir alle mit unseren 
latenten, aber doch vorhandenen Bedürfnissen 
gehören, Bedürfnissen, die für unser Glück oft 
entscheidender sind als jene Interessen, auf die 
mächtige Organisationen durch lauten Lärm 
aufmerksam zu machen vermögen.“ 32)

28) Protokoll des 23. Bundesparteitages, S. 220 ff.
29)  Kurt H. Biedenkopf, Freiheit, Gerechtigkeit und 

Solidarität, a. a. O., S. 115.
30) Mannheimer Erklärung, S. 7.

31) Vgl. dazu vor allem Helmut Schelsky, Die 
Areibeit tun die anderen, a. a. O., sowie Ralf Dah-
rendorf, Konflikt und Freiheit. Auf dem Weg zur 
Dienstklassengesellschaft, München 1972, insbes. 
S. 126 ff.
32) Kurt H. Biedenkopf, Freiheit, Gerechtigkeit und 
Solidarität, a. a. O., S. 65.

Und es gibt neue Minderheiten, Schwache 
und Ohnmächtige, jene, die „am Rande der 
Gesellschaft schweigend leiden" (M. Olson).
Im 19. Jahrhundert war die Soziale Frage 
leicht und eindeutig auszumachen, ebenso 
ihre Lösung. Der einzelne (Arbeitnehmer, da-
mals noch Proletarier) konnte nur in kollek-
tiven Verbänden seine organisierbaren Inter-
essen gegenüber Dritten (Arbeitgeber und 
Staat) wirkungsvoll durchsetzen. Die alte so-
ziale Frage ist heute nicht schlechthin gelöst, 
wohl aber durch die Demokratisierung des in-
dustriellen Konflikts institutionalisiert und 
dadurch entschärft. Die Neue Soziale Frage 
löst die alte nicht ab, aber sie überlagert sie 
mehr und mehr. Sie lautet: Wie kann der ein-



zelne seine nichtorganisierbaren und nicht-
konfliktfähigen Interessen in und gegenüber 
mächtigen Verbänden mit Hilfe des Staates 
(nicht einfach: durch den Staat) durchsetzen?
Damit gewinnt die Neue Soziale Frage eine 
doppelte Dimension:
— sie verweist auf strukturelle Minderheiten 

in unserer Gesellschaft (z. B. ältere und 
weibliche Arbeitnehmer, Nichterwerbs-
tätige, Behinderte);

— sie verweist auf latente Gruppen in der 
Gesellschaft, denen wir alle mit unseren 
nichtorganisierbaren, aber doch vorhande-
nen Interessen angehören (z. B. Verbrau-
cher, Sparer, Steuerzahler).

Die Mannheimer Erklärung faßt beide Aspekte 
des einen Problems zusammen:
„Zu dem Konflikt zwischen Arbeit und Kapital 
sind Konflikte zwischen Produzenten und 
Nichtproduzenten, zwischen organisierten und 
nichtorganisierten Sonderinteressen von Be-
völkerungsgruppen, zwischen Minderheiten 
und der übrigen Gesellschaft, zwischen Stadt 
und Land und zwischen den Machtausübenden 
und Machtunterworfenen innerhalb der orga-
nisierten autonomen Gruppen getreten ... Die 
Nichtorganisierten, alte Menschen, Mütter mit 
Kindern, oder die nicht mehr Arbeitsfähigen, 
sind den organisierten Verbänden in aller Re-
gel unterlegen. Hier stellt sich die Neue So-
ziale Frage.

33

 Die bisherige Betonung des Kon-
fliktes zwischen Arbeit und Kapital hat häufig 
die Probleme der wirklich Schwachen und Be-
dürftigen in unserer Gesellschaft verdeckt. 
Hierzu gehören die schwierige Stellung der 
Frau mit ihrer oft unerträglichen Mehrfach-
belastung von Erwerbstätigkeit, Kindererzie-
hung und Haushaltsführung, die Wahrung der 
Menschenwürde im Alter, die Lage der Gast-
arbeiter, die soziale Sicherung älterer Selb-
ständiger, die Probleme der Kinder in einer 
Welt der Erwachsenen, die Frage der Erzie-
hungsfähigkeit unserer Familien und die 
Schwierigkeiten von Behinderten und Allein-
stehenden. Hinzu kommen Probleme wie die 
Zerstörung der Umwelt, inhumane Stadtpla-
nungen, familienfeindliche Wohnungen und 
das Phänomen gesellschaftlich bedingter 
Krankheiten." )

Für eine demokratische Verfassung
der Verbände
Der Grund für das Problem liegt in der Tat-
sache, daß mächtige Verbände ihre Interes-
sen zu Lasten der Allgemeinheit und auch zu 

Lasten ihrer eigenen Mitglieder durchsetzen, 
und dies in doppelter Hinsicht:
— Die Interessen von Minderheiten in Ver-

bänden bleiben unberücksichtigt. Darauf 
verweist der rheinland-pfälzische Sozial-
minister Heinrich Geißler: „Im übrigen 
kann man auch einmal über die Frage nach-
denken, ob die Aufrechterhaltung der 
Leichtlohngruppen in der Industrie nic
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ht 
das Ergebnis eines Kartells der zu 86 "Io 
in den Gewerkschaften organisierten Män-
ner mit den Arbeitgebern ist, die eben auf 
0,5 °/o lineare Lohnerhöhung verzichten 
müßten, um endlich die Leichtlohngruppen 
abzuschaffen. Ich glaube, diese Frage be-
trifft ebenfalls die Mächtigen und die we-
niger Mächtigen in unserem Staate.' )

— Weil nicht alle Interessen und Verbände 
den gleichen Zugriff zu politischen Ent-
scheidungen haben. Ein Beispiel dafür lie-
fert 
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die staatliche Subventionspolitik: „Wir 
brauchen nicht alle paar Jahre wieder einen 
schönen Subventionsbericht. Wir brauchen 
eine Subventionsprüfung und eine Abschaf-
fung derjenigen Subventionen, die dieser 
Prüfung nicht standgehalten haben“ (Nor-
bert Blüm) ).

Die Neue Soziale Frage läßt sich nicht durch 
den Hinweis auf Caritas verniedlichen oder auf 
die Finanzkrise abschieben. Sie ist primär 
keine Frage des Geldes, sondern des politi-
schen Mutes. Sie ist die Form, in der sich
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 heute 
die alte Frage nach der sozialen Gerechtigkeit 
neu stellt. „Es sind dies Fragen der Gerech-
tigkeit, insbesondere der sozialen Gerechtig-
keit, die uns in Zukunft beschäftigen müssen 
und deren Beantwortung möglich bleiben muß, 
unabhängig von der Frage der Wachstumsrate 
und damit unabhängig vom Zuwachs des 
Bruttosozialprodukts, welches zur Verteilung 
ansteht“ (Kurt H. Biedenkopf) ).
Wie die Lösung der alten so wird auch die Lö-
sung der Neuen Sozialen Frage auf gesell-
schaftliche Widerstände stoßen. „Daß wir bei 
der Antwort auf diese Frage auf Besitzstände 
stoßen,
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 auf die Besitzstände derer, die von Ver-
änderungen die Bedrohung ihrer Privilegien 
fürchten, ist eine notwendige Folge des Wan-
dels, der uns zu politischem Handeln heraus-
fordert“ (Kurt H. Biedenkopf) ).  Im Unter-
schied zu anderen rechnet die CDU jedoch 
nicht nur mit dem Widerstand jener, die ihre

34) Heinrich Geißler, in: Protokoll des 23. Bundes-
parteitages, S. 235.
“35) Norbert Blüm, in: ebd., S. 229.
36) Kurt H. Biedenkopf, in: ebd., S. 179.
37) Ders., ebd., S. 179.33) Mannheimer Erklärung, S. 31 ff.



Privilegien auf überkommene Grundlagen ge-
sellschaftlicher Macht gründen, sondern auch 
jener, die von der Machtverschiebung in der 
Gesellschaft profitieren.
Die Lösung der alten sozialen Frage erfordert 
kollektive Interessenverbände, die Lösung der 
Neuen Sozialen Frage erfordert eine
— äußere und innere Verfassung der Ver-

bände, die demokratischen Prinzipien ent-
spricht,

— engagierte, motivierte Bürger und 
— einen handlungsfähigen Staat.
Neue Probleme zwingen zu einer neuen Be-
stimmung des Verhältnisses Staat — Gesell-
schaft — Gruppen-Verbände. Dabei geht 
es darum, die Grenzen des Pluralismus zu 
überwinden, ohne den Pluralismus als unerläß-
liches Strukturprinzip einer freien und offenen 
Gesellschaft preiszugeben.

Staat und Gesellschaft

Die CDU versteht den Staat weder als Ver-
längerung noch als Summe der Gruppenan-
sprüche. Er ist aber auch nicht jene von der 
Gesellschaft unabhängige und getrennte In-
stanz, die souverän ein statisches, a priori 
vorgegebenes und objektiv erkennbares Ge-
meinwohl definiert und durchsetzt. Weder 
denunziert die CDU den Staat mit Marx und 
seinen Nachfolgern als Agenten einer Klasse 
noch hypostasiert sie ihn mit Hegel und sei-
nen Ep
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igonen als „Wirklichkeit der sittlichen 
Idee“. „Der Staat gibt uns keine totale Ord-
nung. Er ist kein geweihtes überich und be-
sitzt nicht das Amt der Letztinstanzlichkeit für 
den Menschen. Aber er ist die Institution der 
frei verantwortlichen Bürger füreinander' ).  
Der Staat als gemeinsame Institution seiner 
Bürger zur Lösung gemeinsamer Probleme — 
dies ist die theoretische wie politische Alter-
native zu jedem parteiischen Demokratiever-
ständnis autoritärer wie sozialistischer Prä-
gung. Die Bürger des Staates sind immer zu-
gleich Mitglieder der Gesellschaft, organisiert 
in Gruppen und Verbänden. Verbände und 
Staat stehen im Dienste der Bürger. Diese ha-
ben persönliche, gruppenspezifische und allge-
meine „kollektive" Interessen.
Der Staat wiederum handelt nicht an sich und 
für sich, sondern durch seine Organe, ins-
besondere durch seine Regierung entweder in 
eigenem Interesse, im Interesse von Verbän-
den oder im Interesse der Bürger. Der Staat 
und die Gesellschaft stehen sich nicht als 
abstrakte und selbständige Größen in mani-

chäischer Urgewalt gegenüber. Hier wie sonst 
erweist sich übrigens ein Vorteil der Mann-
heimer Erklärung: die nüchterne, analytische 
Sprache führt zu einer differenzierten Problem-
erkenntnis und ermöglicht dadurch eine ad-
äquate Problemlösung.
Das Ganze ist mehr als die Summe seiner 
Teile — dieser Satz, der manchen (politischen) 
Philosophen zu tiefsinnigen und politisch meist 
gefährlichen Spekulationen verleitet hat, läßt 
sich auch ohne metaphysischen Mehrwert 
verstehen: Jedes System, jedes „Ganze" be-
steht aus seinen Teilen und den Beziehungen 
zwischen ihnen. Diese Beziehungen — etwa 
im wirtschaftlichen oder im gesellschaftlichen 
Bereich — zu ordnen ist Aufgabe der staat-
lichen Ordnungspolitik. Wer mehr will, will 
eine formierte Gesellschaft — unter welchen 
politischen Vorzeichen auch immer. Dies ist 
nicht die Position der CDU und der Mannhei-
mer Erklärung. Es ist aber die Position all 
jener, die Konflikte in der Gesellschaft nur 
als antagonistische Konflikte erklären, das 
politisch-gesellschaftliche Spiel nur als Null-
summenspiel begreifen können, bei dem der 
eine immer das gewinnt, was der andere ver-
liert, jener also, die die staatliche und ge-
sellschaftliche Veranstaltung nur als societas 
leonina oder als Klassenkampf beschreiben 
können. Sie lassen uns nur die Wahl zwischen 
rechts- oder linksautoritären Lösungen. Dieser 
Radikalismus ebenso falscher wie extremer 
Alternativen beruht auf einer unzutreffenden 
Analyse; seine politischen Konsequenzen ge-
fährden die Freiheit der Menschen und des 
Staates.
Die CDU will einen handlungsfähigen Staat, 
weil nur er ein sozial gerechter und liberaler 
Staat sein kann, einen Staat mit Autorität, kei-
nen autoritären Staat. Helmut Kohl: „Wir wol-
len einen starken Staat mit Autorität, damit er 
als ger
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echter Staat der Anwalt auch der Schwa-
chen, der Nichtorganisierten, der Verbraucher, 
der Rentner, der Frauen und Kinder sein kann, 
jener, die häufig am Rande stehen und keine 
starken Verbände im Rücken haben. Wir müs-
sen von der weitverbreiteten Ansicht loskom-
men, daß unser Staat ein Selbstbedienungsla-
den sei, daß diejenigen, die stark und mächtig 
sind, unbegrenzte Zugriffsmöglichkeiten auf 
staatliche Leistungen haben.“ )  

39) Helmut Kohl, Mut für eine politische Zukunft, 
a. a. O., S. 5. Zum Staats- und Demokratieverständ-
nis der CDU vgl. auch Helmut Kohl, Das Grund-
gesetz — Verfassung der Freiheit, in: 25 Jahre 
Grundgesetz, hrsg. von der CDU-Bundesgeschäfts-
stelle, Abteilung Öffentlichkeitsarbeit, S. 19—31; 
sowie: ders. Zwischen Ideologie und Pragmatis-
mus ..., S. 90— 104.

38) 2. Bericht der Grundsatzkommission, in: Verant-
wortete Freiheit, a. a. O., S. 30.



Ein solcher Staat liegt im Interesse aller Bür-
ger: „Politische Parteien und Regierungen müs-
sen den Anspruch des Ganzen im Interesse 
aller notfalls gegen den Anspruch mächtiger 
Organisationen zur Geltung bringen. In einer 
offenen Gesellschaft kann das Gemeinwohl 
nicht ohne Einzel- und Gruppeninteressen aus-
kommen. Aber
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 das Gesamtinteresse ist nicht 
die Addition von Einzelinteressen' (Helmut 
Kohl) ).
Ein Staat, eine Regierung, eine Partei, die 
ihre Aufgabe so begreifen, werden Ansprüche 
und Zumutungen zurückweisen müssen. 
Gleichwohl liegt hier kein Konflikt vor, bei 
dem nur die eine Seite — Staat oder Verbände 
— gewinnen kann. Eine grenzenlose Auswei-
tung verbandlicher Macht ohne Kontrolle liegt 
auch nicht im Interesse der Verbände selbst. 
Eine solche Ausweitung würde nämlich den 
Staat zu direkten Eingriffen zwingen und 
unterliefe damit gerade die Grundlage ver
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-
bandlicher Macht und Unabhängigkeit. Hier 
liegt ein ähnlicher Sachverhalt vor wie auf dem 
Gebiet der Wirtschaft und des Staates. Kurz-
fristig mag es im Interesse einer Regierung 
oder eines Unternehmens liegen, die Macht 
auszudehnen und Kontrollen aufzuheben. Da-
durch untergraben sie aber jene Grundlagen, 
auf denen ihre Macht beruht. Für Staat, Wirt-
schaft und Verbände gilt: maximale Macht ist 
nicht optimale Macht. Macht ohne Kontrolle 
verliert ihre Legitimation: sie ruht auf einer 
brüchigen Grundlage — oder aber auf Gewalt. 
Für jeden Verband und für die Gesamtheit der 
Verbände gilt, was Helmut Kohl im Hinblick 
auf die Gewerkschaften betonte: „Gewerk-
schaftliche Übermacht zerstört die Grundlagen 
ihrer eigenen hdacht. In einem ,Gewerkschafts-
staat' wären Gewerkschaften allmächtig — und 
iunktionslos.“ )
Diese Einsicht ist bei den Verbänden durchaus 
lebendig. Wer sie als „Raubtiere" zeichnet, 
entwirft ein Zerrbild. Jeder Verband will nur 
sichergehen, daß die Berechenbarkeit des Ver-
haltens der Verbände insgesamt gewährleistet 
ist — aus gutem Grunde: Das gemeinwohl-
orientierte Verhalten eines Verbandes bringt 
ihm sonst individuellen Nachteil, ohne den ge-
meinsamen Vorteil zu fördern. Die Aufgabe, 
die sich hier stellt, ist in den anderen Berei-
chen durch die staatliche und — im Prinzip 
wenigstens — durch die wirtschaftliche Ver-
fassung der Sozialen Marktwirtschaft gelöst. 
Für den Markt der Verbände muß sie noch 
gelöst werden. Nötig ist eine Verfassung der 
Verbände, die die Beziehungen des Staates 

zu den Verbänden, der Verbände unterein-
ander sowie der Mitglieder zu ihren Verbän-
den regelt. In den Worten der Mannheimer 
Erklärung: „Die veränderte Stellung des ein-
zelnen in der autonomen Gruppe erfordert, 
daß unsere Rechtsordnung auch hinsichtlich 
de
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r demokratischen Gestaltung der Gruppen 
und des Verhältnisses der Verbände zu ihren 
Mitgliedern durchgesetzt wird. Dies gilt ins-
besondere in den Bereichen des Minderheiten-
schutzes, der Verbandspublizität, der Schieds-
gerichtsbarkeit und der Sicherung der demo-
kratischen Willensbildung im Verband. Die be-
rechtigten Interessen und Bedürfnisse des ein-
zelnen müssen im Rahmen des Verbandes be-
rücksichtigt werden." )  Diese Aufgabe kann 
weder von einem eng definierten „Verbände-
gesetz“ — von einem „Gewerkschaftsgesetz", 
das die CDU nicht will, ganz zu schweigen — 
noch durch eine Institution — Konzertierte Ak-
tion oder Bundeswirtschafts- und Sozialrat — 
gelöst werden. Aus guten Gründen lehnt die 
CDU beides ab. Kurt H. Biedenkopf in Mann-
heim: „Wir haben nicht die Absicht, die großen 
Gruppen an die ,gesetzliche Leine' zu legen. 
Es gibt eine ganze Reihe von Fragen, die m
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an 
in einer freien Gesellschaft nicht durch Gesetze 
regeln kann, wenn man nicht zugleich die Frei-
heit zerstören will." )  Einen Sozialpakt zwi-
schen Staat und Verbänden lehnt die Mann-
heimer Erklärung ab: „Ein Sozialvertrag zwi-
schen Staat, Wirtschaft und Gewerkschaften 
ist ungeeignet, den berechtigten Anliegen der 
Schwachen in unserer Gesellschaft Rechnung 
zu tragen." )  Wohl aber muß dieses Problem 
institutionell-ordnungspolitisch gelöst werden. 
Moralische Anreize — politischer Appell an 
das Verantwortungsgefühl der Verbände — 
sind nötig und nützlich, genügen aber nicht.
Die CDU hat in den vergangenen Jahren die 
Scheinwerfer der politischen Aufmerksamkeit 
auf diese Probleme gerichtet und sie dadurch 
erst sichtbar gemacht. Helmut Kohl: „Gewerk-
schaften müssen heute wie andere Verbände
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und ,Mächte' unserer Gesellschaft bestehen vor 
der Frage nach der Demokratie, die sie in ihren 
eigenen Reihen verwirklichen und die sie in 
Staat und Gesellschaft ermöglichen“ ),  und 
wenig später: „Jede autonome Gruppe in der 
Gesellschaft, auch die Gewerkschaften, ist 
immer wieder aufgefordert, ihren Autonomie-
anspruch und die ihr gegebenen oder von ihr 
beanspruchten Kompetenzen zu legitimieren.

42) Mannheimer Erklärung, S. 36.
43) Kurt H. Biedenkopf, in: Protokoll des 23. Bun-
desparteitages, S. 270.
44) Mannheimer Erklärung, S. 36.
45) Helmut Kohl, CDU und Gewerkschaften, a. a. O., 
S. 7.

40)  Ders., CDU und Gewerkschaften, 
41)

a. a. O., S. 17. 
 Ders., ebd., S. 7.



Jeder Träger von Macht in dieser Gesellschaft 
muß sich der kritischen Diskussion stellen. 
Aufgabe der Regierung und der Parteien ist es, 
dara
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uf zu achten, daß autonome Gruppen ihre 
Kompetenzen nicht überschreiten, sich selbst 
nicht von jeglichen Kontrollen freisetzen und 
in der Handhabung der eigenen Marktchan-
cen nicht das Gleichgewicht der Kräfte zer-
stören und das Gemeinwohl gefährden.“ )
Das Verbandswesen muß in eine liberale Ord-
nungspolitik integriert werden, soll es nicht 
die Grundlagen der Demokratie gefährden. 
Die CDU ist dabei, Lösungsvorschläge für die-
ses für die Zukunft der Demokratie entschei-
dende Problem zu erarbeiten, ein Problem, 
das sich in dieser Schärfe freilich nur einer 
liberalen Partei stellt. Dies erweist sich des-
halb als eine schwierige Aufgabe, weil Rechts-
und Sozialwissenschaften bisher kaum alter-
native Lösungsvorschläge erarbeitet und kri-
tisch analysiert haben.

Motivation und Partizipation der Bürger
Regierungen und Parteien haben freilich einen 
größeren Handlungsspielraum, als Ihnen selbst 
oft bewußt ist. Das ist weitgehend ein Infor-
mationsproblem. über die artikulierten Inter-
essen von Verbänden (und ihren Funktio-
nären!) sind Regierungen in der Regel besser 
informiert als über die tatsächlichen Inter-
essen von Verbandsmitgliedern oder über die 
nichtorganisierten Interessen aller. Entspre-
chend war und ist die Politik: Die Subventio-
nen wachsen schneller als der Bundeshaus-
halt; die Regierung engt ihren eigenen Hand-
lungsspielraum ein. Regierung und Parteien 
gingen bisher oft von der Annahme aus, die 
Unterstützung von Verbandsfunktionären 
sichere ihnen die Wahlunterstützung von Ver-
bandsmitgliedern. Diese Annahme hat sich 
als unzutreffend erwiesen. Wer nur auf Funk-
tionäre hört, weiß über das, was die Men-
schen wirklich wollen, nur unzureichend Be-
scheid. Die Demokratie kennt zum Glück Wah-
len, die hier Lernprozesse auslösen.
Die Information der Politiker über die tatsäch-
lichen Präferenzen der Wähler kann nur durch 
eine verstärkte Partizipation der Bürger inner-
halb und außerhalb von Verbänden erhöht 
werden — Bürgerinitiativen erfüllen dabei 
eine wichtige Funktion. Dann entsteht jenes 
aktive Wechselspiel zwischen einer aktiven 
politischen Führung und einer aktiven Öffent-
lichkeit, welches Werte, Bedürfnisse und Inter-
essen der Menschen in einem umfassenderen 
Sinne als bisher berücksichtigt. Das Wert-
berücksichtigungspotential von Partei und Re-

gierung wird dadurch erhöht, daß sich die Le-
gitimation für politisches Handeln von der 
Ebene der Verbände stärker auf die Ebene der 
Bürger zurückverlagert. Das ist der politische 
und theoretische Grund, warum die Mannhei-
mer Er
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klärung der Beteiligung, der Motivation 
und dem Engagement der Bürger so hohen 
Wert beimißt: „Die große Mehrheit der Be-
völkerung ist heute bereit, Entscheidungen, 
die das öffentliche Wohl betreffen, auch per-
sönlich mitzutragen, wenn ihr diese Entschei-
dungen einsichtig sind" )  und wenig später: 
„Die ständige, aktive Mitwirkung einer um-
fassend informierten Bevölkerung an den ge-
sellschaftlichen Planungs- und Entscheidungs-
prozessen ist
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 für die Erhaltung unserer heu-

tigen Ordnung unverzichtbar.“ )
Auch in dieser Frage brachte Mannheim einen 
Wandel. Die CDU gewinnt Anschluß an die 
wissenschaftliche und politische Partizipations-
diskussion. Sie versteht die Aufgabe und die 
Rolle des Bürgers auf eine neue Weise: Den 
Bürger dahin zu motivieren, nicht nur An-
sprüche 
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zu stellen, sondern auch Loyalität und 
Solidarität zu zeigen, wird zu einer wichtigen 
politischen Aufgabe: „Unser Leitbild ist der 
sozial engagierte und motivierte Bürger, der 
über den eigenen Interessen nicht die Bedürf-
nisse seiner Mitbürger und des Gemeinwesens 
vergißt. Was das Gemeinwesen für den Bürger 
leisten soll, kann es nur durch den Bürger lei-
sten. Ein Gemeinwesen, das allen dient, muß 
auch alle — je nach ihren Kräften — in Pflicht 
nehmen." )
Die aktive Beteiligung der Bürger erhöht die 
Handlungsfähigkeit des Staates: „Die Entschei-
dungs- und Durchsetzungsfähigkeit des Staa-
tes hängt in der freiheitlichen Demokratie 
nicht in erster Linie von der verfassungsrecht-
lichen Stellung seiner Organe, sondern von 
der Zustimmung seiner Bürger ab. Ein Staat, 
der diese Zustimmung nicht findet, ist ent-
weder nicht freiheitlich oder nicht handlungs-
fähig. Der freiheitliche Staat kann die Zustim-
mung der Bürger nur erwarten, wenn das 
Leitbild seiner Politik, eine freiheitliche, ge-
rechte und solidarische Gesellschaft ist ... In 
einer solchen Politik verbinden sich die Ziel-
vorstellungen der vom Volk gewählten und 
legitimierten Vertreter mit der Bereitschaft 
der Bürger, die gemeinsamen Ziele zu tragen

47) Mannheimer Erklärung, S. 10.
48) Ebd., S. 12. Dazu vor allem: Fritz Scharpf, De-
mokratietheorie zwischen Utopie und Anpassung, 
Konstanz 1970, sowie: Paul Kevenhörster, Kon-
trolle des Verbändeeinflusses im parlamentarischen 
System. Zur Steuerungskapazität politischer Insti-
tutionen gegenüber organisierten Sozialinteressen 
(unveröffentlichtes Manuskript).
49) Ebd., S. 34 ff.46) Ders., ebd., S. 8.



und zu verwirklichen ... Eine Gemeinschaft 
wird nur mitgetragen von dem, der an ihr ge-
staltend mitwirken kann. Die aktive Beteili-
gung der Bürger am öffentlichen Leben und 
die umfassende demokratische Kontrolle staat-
lichen Handelns gewährleisten die Stabilität 
einer freiheitlichen Gesellschaft. Die Bürger 
müssen deshalb stärker als bisher die Mög-
lichkeit erhalten, im öffentlichen Leben ebenso 
mitzuwirken und mitzubestiirfmen wie am Ar-
beitsplatz oder als Verbraucher.“ 50)
Die verstärkte Mitwirkung der Bürger erhöht 
aber auch die Leistungsfähigkeit der Gesell-
schaft. Diese ist Voraussetzung für die Lö-
sung künftiger Probleme. Die Intelligenz einer 
demokratischen Gesellschaft liegt in der Mo-
bilisierung der vorhandenen Ideen, Fähigkei-
ten, Initiativen. Die CDU setzt nicht alleine auf 
den starken Staat oder gar auf den starken 
Mann an dessen Spitze, sondern auf die Krea-
tivität und Leistungsfähigkeit des einzelnen in 
einer freien Gesellschaft. Die politische Auf-
gabe besteht darin, diese Kräfte freizusetzen 
und ihnen Ziele zu weisen. Dies hat Voraus-
setzungen und Konsequenzen.

Die Voraussetzungen:
— eine dezentrale Organisation von Staat, 

Gesellschaft, Wirtschaft: „Für die Steige-
rung der Handlungs- und Leistungsfähig-
keit unserer Gesellschaft müsse
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n ihre de-
zentralen und offenen Strukturen erhalten 
und weiter ausgebaut werden.“ )

— Förderung von persönlicher Leistung, de-
ren Erfolg belohnt werden und individuell 
zurechenbar bleiben muß;

— eine Gesellschaftspolitik, die auf mehr Frei-
heit zielt und für die mehr Gleichheit 
„nur" instrumentale Bedeutung hat: mehr 
Gleichheit um der Freiheit willen.

Die Konsequenzen:
— Entstaatlichung, wo immer möglich. Ein 

allzuständiger Staat ist unbeweglich, unge-
recht, freiheitszerstörend. Nur ein Staat, 
der sich auf seine eigentlichen Aufgaben 
besinnt, kann diese — vor allem im so-
zialen Bereich — wirkungsvoll erfüllen;

— Abschied von dem säkularisierten Glau-
ben: Was der Staat tut, das ist wohlgetan 
.... und dessen Umkehrung: Was gut 
getan werden soll, muß der Staat tun.

Der Staat macht heute zu viel zu schlecht. Die 
CDU will weniger Staat, dafür einen besseren. 
.Nach unserem Staatsverständnis ist es nicht 

die vorrangige Aufgabe des Staates, für die 
Bürger eine Unzahl wirtschaftlicher und admi-
nistrativer Dienstleistungen zu erbringen.“ 52)  
Die überkommenen Besitzstände, die dabei zu 
überprüfen sind, betreffen nicht nur die So-
zialpolitik. Die Grenzen des Sozialstaates sind 
nicht erreicht, wohl aber die Grenzen einer un-
differenzierten, finanziell nicht durchdachten 
und rein expansiven Soz
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ialpolitik. „Ich glaube, 
wir müssen gerade deswegen, weil wir ein 
großes soziales Erbe zu verteidigen haben, mit 
der undifferenzierten Verwendung des Begrif-
fes .Grenzen des Sozialstaats' vorsichtig sein. 
Das Problem der umfassenden Finanzkrise 
darf nicht einseitig in ein Problem der Krise 
des Sozialstaates umgemünzt werden." ). Ein 
Staat jedoch, der seinen sozialen Regen ergießt 
über Bedürftige und Wohlhabende, wird un-
fähig, jenen wirksam zu helfen, die seiner 
Hilfe tatsächlich bedürfen. Die unsozialste So-
zialpolitik ist jene, die schon mittelfristig in 
eine finanzielle Katastrophe treibt. Wer den 
Staat überfordert, gefährdet seine Leistungs-
fähigkeit und damit die Freiheit und soziale 
Sicherheit des einzelnen.

Dynamische und mehrdimensionale 
Ordnungspolitik
Der Einsicht in die begrenzte Fähigkeit des 
Staates, alle Probleme zu lösen und alle Übel 
zu beseitigen, entspricht das Vertrauen in die 
Leistungsfähigkeit seiner Bürger: Freiheit als 
schöpferische Aktivität des Menschen.
Damit steht die CDU im Gegensatz zu al-
len politischen Gleichheitsprogrammen. Wer 
— wie der Orientierungsrahmen '85 der 
SPD — daran glaubt, daß gesellschaftliche 
Gleichheit politisch machbar ist, der muß die 
gesellschaftlichen Kosten nennen (Lähmung 
von Initiative, geringere Leistungsfähigkeit 
der Gesellschaft insgesamt) und die Rückwir-
kung auf andere Werte und Ziele angeben, 
die ein solches Gleichheitsprogramm notwen-
dig mit sich bringt.
Die CDU lehnt- eine stärkere Konzentration 
gesellschaftlicher Macht beim Staate ab. Der 
Staat ist nicht allmächtig — und soll es nicht 
sein. Die CDU setzt auf die Intelligenz der 
Demokratie, auf die schöpferischen Kräfte 
einer freien Gesellschaft. Diese Intelligenz 
beruht in der Nutzung von Wissen, das nie-
mand, — kein einzelner, keine Regierung, 
keine Partei — als Ganzes je mobilisieren 
könnte. Gerade in einer Zeit, in der die Schere 
zwischen dem gesamtgesellschaftlich verfüg-

50) Ebd„ S. 37.
51) Ebd., S. 35.

52) Ebenda, S. 36.
53) Heinrich Geißler, in: Protokoll des 23. Bundes-
parteitages, S. 234.



baren und dem individuell erwerbbaren Wis-
sen sich ständig weiter öffnet, kommt es ent-
scheidend darauf an, Staat und Gesellschaft so 
zu organisieren, daß Wissen, Ideen und Fä-
higkeiten umfassend aktiviert werden. Daher 
das Engagement der CDU für eine offene 
Staats-, Wirtschafts- und Gesellschaftsord-
nung.
Für die CDU ist nicht „der“ Staat oder „die“ 
Gesellschaft, sondern der einzelne Bezugs-
punkt ihrer Politik.
Die differenzierte Analyse der Mannheimer 
Erklärung rückt die Politik wieder näher an 
den Menschen und seine Bedürfnisse heran. 
Im Lichte einer neuen Theorie werden die 
Konturen einer „Politik um des Menschen wil-
len" sichtbar:
Menschen vertreten Interessen, haben Bedürf-
nisse, verfolgen Ziele,
— die sie alleine oder in Primärgruppen ver-

wirklichen können-,
— für deren Befriedung der Markt ein geeig-

netes Instrument darstellt;
— für deren Wahrnehmung sie auf Verbände 

angewiesen sind;
— die nur der Staat durchsetzen kann;
— die überstaatliche, supranationale Organi-

sationen erfordern.
Die Menschen suchen also ihre Ziele auf meh-
reren Ebenen, mit unterschiedlichen-Mitteln zu 
erreichen. Nur eine (Ordnungs-) Politik, die 
alle diese Ebenen umfaßt und nicht eine von 
ihnen willkürlich verabsolutiert, wird dem 
Menschen mit seinen Hoffnungen und Wün-
schen gerecht. Helmut Kohls Forderung nach 
einer „P
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olitik um des Menschen willen" wird 
so — weil entfernt von jeder sentimentalen 
Unverbindlichkeit — zu einem Inperativ für 
eine neue durchgängige Ordnungspolitik. „Wir 
wollen nicht mehr, aber auch nicht ■weniger als 
die Durchsetzung der Prinzipien der Sozialen 
Marktwirtschaft; denn diese Ordnung ist keine 
statische Größe' ) (Helmut Kohl).
Diese Prinzipien aber — Wettbewerb, Gewal-
tenteilung, Dezentralisation, Freiheit der Wahl 
zwischen Alternativen — sind nichts anderes 
als die Prinzipien der Demokratie. Die Neo-
und Ordoliberalen hatten diese Erkenntnis für 
den industriellen Bereich der Gesellschaft — 
den wettbewerblich organisierten Markt —

54) Protokoll des 23. Bundesparteitages, S. 31; die 
Mannheimer Grundsatzrede von Helmut Kohl ist 
veröffentlicht als BBroschüre von der Bundesge-
schäftsstelle der CDU, Abt Öffentlichkeitsarbeit, 
unter dem Tibel: Unsere Politik — Deutschlands 
bessere Alternativen. 

fruchtbar gemacht. Sie wußten auch: „Der 
We
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ttbewerb ist nicht ein Ersatz für, aber ein 

Ergebnis der Politik.“ )

Nach Mannheim ist die CDU in der Lage, aber 
auch aufgefordert, zu einer mehrdimensionalen 
Ordnungspolitik durchzustoßen, die den Her-
ausforderungen der Zeit, dem theoretischen 
Fortschritt der Wissenschaft und den Prinzi-
pien der CDU in glei
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cher Weise gerecht wird 
— zu einer Ordnungspolitik, die die Prinzipien 
der Sozialen Marktwirtschaft nicht verrät, sie 
aber dynamisch für alle Ebenen menschlichen 
Handelns und für sämtliche Sektoren der Ge-
sellschaft weiterentwickelt. Auf diese Weise 
gelingt es der CDU, „die gewonnenen Ziel-
begriffe in einem ordnungspolitischen Gesamt-
konzept zu verankern“ ). Die gleichen Prin-
zipien kommen überall, wenn auch mit unter-
schiedlichen Methoden, zur Anwendung.

55) Guy Kirsch, Ökonomische Theorie der Politik, 
a. a. O., S. 129.
Der theoretische Entwurf der Sozialen Marktwirt-
schaft (Alfred Müller-Armack) enthielt ursprünglich 
— im Ansatz jedenfalls — die heute notwendig 
werdende ordnungspolitische Weiterentwicklung. 
Vgl. dazu u. a. Walter Eucken, Grundsätze der 
Wirtschaftspolitik, hrsg. von Edith Eucken-Erdsieck 
und K. Paul Hensel, Hamburg 1959, insbes. S. 160 
bis 186. Dieses Verständnis der Sozialen Marktwirt-
schaft, das wieder grundsätzlicher die ursprüng-
lichen Prinzipien freilegt, kommt zum Ausdruck 
u. a. bei Helmut Kohl und Heinrich Geißler:
„Die Soziale Marktwirtschaft hat sich bewährt. 
Wenn wir an ihr festhalten, dann nicht primär aus 
ökonomischen Gründen höherer Effizienz, sondern 
weil sie eine sozial gerechtere und demokratischere 
Wirtschaftsordnung ist als jede bekannte Alterna-
tive. Allerdings: Wir müssen in Zukunft ihre Prin-
zipien konsequenter anwenden, als wir — und ich 
schließe hier die CDU/CSU ausdrücklich ein — dies 
in der Vergangenheit bisweilen getan haben, auch 
dann, wenn wir damit jene angeblichen Repräsen-
tanten der Marktwirtschaft treffen, die sich zu ihr 
vorwiegend in Feierstunden, nicht aber in der täg-
lichen Praxis bekennen." (Helmut Kohl, CDU und 
Gewerkschaften, S. 7)
„Das Konzept der Sozialen Marktwirtschaft beruht 
auf dem Grundgedanken, daß der Markt eben nicht 
automatisch wirtschaftliches Wachstum und soziale 
Gerechtigkeit produziert. Diejenigen, die so etwas 
glauben, sind im übrigen gar nicht weit von denen 
entfernt, die meinen, sie könnten alle sozialen Pro-
bleme auf die sogenannten Produktionsverhältnisse 
reduzieren. Alle, die so denken, werden unempfind-
lich gegen neue Probleme, die entstehen, neue Pro-
bleme, die nicht mit den Instrumentarien des Mark-
tes und der Tarifpolitik allein gelöst werden kön-
nen. Die Probleme der Frauen in unserer Gesell-
schaft, die Probleme eines menschenwürdigen Al-
terns, die Probleme der Kinder in einer Welt der 
Erwachsenen, die Probleme der Behinderten, das 
alles sind Fragen, die der sozialen Verantwortung 
des Staates bedürfen.“ (Heinrich Geißler, Protokoll 
des 23. Parteitages, S. 235)
56) Kurt H. Biedenkopf, in: Protokoll des 23. Bun-
desparteitages, S. 172.



In dieser Weiterentwicklung ihrer ordnungs-
politischen Konzeption zeigen sich Wandel 
und Kontinuität der CDU:
— Die CDU knüpft, insbesondere mit der 

Neuen Sozialen Frage, an die Tradition der 
katholischen Soziallehre wie der christ-
lichen Sozialethik an. Christlich-soziale Po-
litik hat sich schon immer um vergessene 
Minderheiten am Rande der Gesellschaft 
gekümmert. Sie kann dies jetzt nach Mann-
heim analytisch klarer, politisch konse-
quenter und umfassender, weil auch die 
sprachlosen Mehrheiten einschließend, tun. 
Damit wird überhaupt erst die grundsätz-
liche Alternative sichtbar zu einer Sozial-
politik, die sich aus anderen geistigen 
Quellen speist und in andere politische 
Konzeptionen mündet. Bisher floß Sozial-
politik im breiten Strom einer „gewerk-
schaftlichen Wirtschaftsideologie" 56a). Zwar 
setzte christlich-soziale Politik politisch an-
dere Akzente, theoretisch lief sie den an-
deren meist hinterher. Nach Mannheim ist 
die CDU in der Lage, ihre Sozialpolitik 
auf ein eigenes, unverwechselbares geisti-
ges Fundament zu gründen und das, was 
sie sozial-politisch immer schon tat, in 
einem anderen Lichte und in einem neuen 
Zusammenhang zu sehen.

— Die CDU knüpft an ihre liberalen Prinzi-
pien an, bricht aber den ordnungspoliti-
schen Dualismus der 50er und 60er Jahre 
auf: zwischen die marktwirtschaftlich ge-
ordnete Individualebene und die politisch 
gesteuerte Staatsebene schiebt sich als 
dritte, mittlere Ebene jene der Verbände 
und Organisationen. In einer freiheitlichen 
Gesellschaft, in der der Markt nicht alles 
leisten kann und der Staat nicht alles lei-
sten soll (und kann), kommt ihnen wach-
sende Bedeutung zu.

Auf diese Weise gelingt es der CDU, die Gren-
zen des Marktes zu überwinden, ohne dessen 
Prinzipien zu verraten, ebenso die Grenzen 
des Pluralismus, ohne ihn als Strukturelement 
einer freiheitlichen Demokratie preiszuge-

56a) Zu diesem Begriff: Franz V. Pappi — Edward 
O. Laumann, Gesellschaftliche Wertorientierungen 
und politisches Verhalten, in: Zeitschrift für Sozio-
logie, Jg. 3, Heft 2, April 1974, S. 157—188. 

ben 56b), den Wandel der Gesellschaft zu er-
kennen, um ihn dann aktiv steuern zu können, 
statt ihn zu verleugnen, um sich ihm dann nur 
noch anpassen zu können.
Nach Mannheim ist die CDU eine neue, aber 
keine andere Partei. Ihr Wandel ist Antwort 
auf

57

 die Herausforderung unserer Zeit: „Unser 
Land, unsere Politik und damit unser Leben 
selbst stehen an einer Zeitwende“ (Kurt H. 
Biedenkopf) ).
Diese Herausforderung verbietet es, weiter-
hin so Politik zu machen, als sei nichts ge-
schehen: „Ein neuer Stil, Politik zu betreiben, 
ist 'Voraussetzung nicht nur für das gute Le-
ben, sondern für das bloße überleben schlecht-
hin' (Helmut Kohl)58).

56b) Vgl. dazu Ernst Fraenkel, Der Pluralismus als 
Strukturelement der freiheitlich-rechtsstaatlichen 
Demokratie, in: ders., Deutschland und die west-
lichen Demokratien, Stuttgart 1974®, S. 197—221, 
sowie Winfried Steffanis Einleitung zu dem von 
ihm und F. Nuscheler herausgegebenen Band „Plu-
ralismus" (München 1972).
57) Kurt H. Biedenkopf, in: Protokoll des 23. Bun-
desparteitages, S. 179.
58) Helmut Kohl, Mut für eine politische Zukunft, 
a. a. O., S. 16.
59) Ders., ebd., S. 7.
60) Helmut Kohl, Protokoll des Parteitages, S. 42.

Dieser Wandel erfordert aber auch einen Wan-
del unserer privaten und öffentlichen Einstel-
lungen, denn: „Die gegenwärtigen Krisen sind 
nicht einfach so vom Himmel über üns gekom-
men. Sie sind von uns gemacht. Sie liegen in 
unseren Verhaltensweisen begründet, sie sind 
das Ergebnis des
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 unbändigen Willens zu einem 
möglichst gradlinigen Fortschritt, einem Fort-
schritt, der sein ,Maß' am Triumpf des Men-
schen über die Natur genommen hat. So ist 
die eigentliche Ursache für die Krisen unserer 
Zeit in der herrschenden, besitzergreifenden, 
ausbeutenden Haltung des Menschen gegen-
über der Natur, der Gesellschaft, ja, seiner 
eigenen Geschichte zu sehen. Die Kluft zwi-
schen Mensch und Natur, zwischen Mensch und 
Mitmensch, zwischen Mensch und Geschichte 
ist größer geworden" (Helmut Kohl) ).
Mit Mannheim nimmt die CDU auch Abschied 
von einem politischen Stil, der nicht nur für 
sie typisch war. Die CDU nach Mannheim — 
nicht nur eine geschlossene Partei, sondern, 
als Antwort auf die Probleme der Zeit und die 
Fragen der Bürger, wieder eine Partei mit 
„neuen Horizonten, neuen Zielen, neuen Idea-
len" 60 ).



Konrad Zweigert/Volkmar Gessner

Der Umweltschaden
Soziologischer Hintergrund und Wege zu Schadensverhütung 
und Ersatzleistung

.... die Atmosphäre von London kann nie so 
rein sein wie die eines Landesdistrikts: dritte-
halb Millionen Lungen und drittehalb hundert-
tausend Feuer, auf drei bis vier geographi-
schen Quadratmeilen zusammengedrängt, ver-
brauchen eine ungeheure Menge Sauerstoff, 
der sich nur mit Schwierigkeit wieder ersetzt, 
da die städtische Bauart an und für sich die 
Ventilation erschwert. Das durch Atmen und 
Brennen erzeugte kohlensaure Gas bleibt ver-
möge seiner spezifischen Schwere in den Stra-
ßen, und der Hauptzug des Windes streicht 
über den Dächern der Häuser hinweg. Die 
Lungen der Einwohner erhalten nicht das volle 
Quantum Sauerstoff, und die Folge davon ist 
körperliche und geistige Erschlaffung und Nie-
derhaltung der Lebenskraft." Diese frühe Be-
schreibung der „Lage der arbeitenden Klasse 
in England" durch Friedrich Engels zeigt, daß 
Umweltschäden seit langem auftreten und als 
Gefahr erkannt wurden. Aber es war nur ein 
Teil der Bevölkerung, der durch sie betroffen 
war — der Teil, der nicht im „Westend“ der 
Städte wohnen konnte, keinen Landsitz im 
Grünen hatte und auch nicht einmal zur „Som-
merfrische" aufs Land fahren konnte. Die 
schwierigen und schädlichen Lebensbedingun-
gen in den lichtlosen Hinterhöfen der Indu-
striestädte, in der Nähe lärmender und qual-
mender Fabriken wurden von diesen Bevölke-
rungsschichten hingenommen — anfangs nur, 
weil die Alternative Arbeitslosigkeit und 
Elend war, dann aber zunehmend, weil sie zu 
den selbstverständlichen Begleitumständen der 
Situation der Arbeiterklasse zählten. Erst als 

der Himmel sich über ganzen Regionen ver-
dunkelte, Seen und Flüsse nicht mehr zum 
Baden und Fischen geeignet waren, der Indu-
strie das Frischwasser fehlte und die Abfall-
berge sich unübersehbar an den Stadträndern 
türmten — erst dann wurde auch das Bürger-
tum einer Problematik gewahr, die es schnell 
und wirkungsvoll zu artikulieren wußte und 
unter dem Namen „Umweltschutz" zu lösen 
suchte.

Diese Genesis eines öffentlichen „issue" deutet 
bereits auf soziologische Hintergründe eines 
heute eigentlich nur unter technischen und 
juristischen Gesichtspunkten diskutierten Sach-
verhalts. Sie weist hin auf notwendige Rela-
tivierungen — nicht jedermann ist gleicher-
maßen betroffen — und auf Zusammenhänge 
der politischen Ökonomie, die gerade auch 
durch die Umweltdiskussion wieder ins Zen-
trum des Interesses gerückt ist. Es geht — wie 
bei allen sozialen Problemen — darum, den 
Umweltschaden zunächst zu erklären, bevor 
man sich daran macht, sinnvolle und wirksame 
Lösungsmöglichkeiten zu suchen. Wenn diese 
Erklärung nach dem heutigen Wissensstand 
erst unvollkommen gelingt, so liegt dies daran, 
daß den Juristen und Technikern bisher der 
Hauptanteil der Umweltforschung zugefallen 
ist. Aber der Ruf nach interdisziplinärer Zu-
sammenarbeit ist auf diesem Gebiet groß, so 
daß man in absehbarer Zeit mehr und detail-
liertere Kenntnisse über soziale Kausalitäten, 
die zum Umweltschaden führen, vorliegen 
haben wird.

1. Technik und Industriegesellschaft als Ursachen der Umweltschädigung

Umweltschäden gehen vordergründig zunächst 
auf rein technisch-naturwissenschaftliche Gege-
benheiten zurück. Der Einsatz von Maschinen 
für die industrielle Produktion, von Chemika-
lien für die Landwirtschaft, von Kraftfahr-
zeugen und Flugzeugen zur Fortbewegung, 
Von Atomkraftwerken für die Energieversor-
gung hat immer Nebeneffekte, die in den Na-
turhaushalt und das sogen, „ökologische 
Gleichgewicht" eingreifen. Sie werden seit 

der Entstehung unseres technischen Zeitalters 
kritisiert, ohne daß dies die Fortentwicklung 
schadenstifte

1

nder Produkte gehemmt hätte. 
Selbst eine so apokalyptische Vision, wie sie 
durch die Modellrechnungen des „Club of 
Rome“ vorgelegt wurde ), hat noch keine 
faktischen Auswirkungen auf unser Wirt-

1) Vgl. Dennis Meadows u. a., Die Grenzen des 
Wachstums, Reinbek 1973. 



schaftsverhalten gezeitigt. Gleichwohl ist nicht 
anzunehmen, die technische Entwicklung sei 
ein sich selbst fortzeugender Prozeß, der den 
menschlichen Steuerungsinstrumenten aus der 
Hand geglitten sei. Nicht die Technik selbst, 
sondern die Gesellschaft, die sich ihrer be-
dient, zerstört unsere natürlichen Umwelt-
bedingungen. Die Frage geht also dahin, wel-
che charakteristischen Merkmale der Industrie-
gesellschaften die beobachteten schädlichen 
Folgen hervorrufen.
Zunächst sind diese Gesellschaften in ihrem 
globalen Zusammenspiel zu begreifen, das 
durch einen unerbittlichen Wettbewerb um die 
Steigerung des Bruttosozialprodukts gekenn-
zeichnet ist. In einer durch wirtschaftliche 
Werte bestimmten Welt entscheidet letztlich 
allein der Warenausstoß über Macht und Ein-
fluß. Nur die Volksrepublik China, die an 
diesem Wettbewerb nicht teilnimmt, macht 
hier eine bedenkenswerte Ausnahme. Insge-
samt hat die Weltindustrieproduktion in den 
letzten zwei Jahrzehnten in einem exponen-
tiell steigenden Ausmaß zugenommen. Die 
jährliche Wachstumsrate zwischen 1963 und 
1968 lag im Durchschnitt aller Länder bei 
7 Prozent.
Bei diesen Zahlen ist die Überbeanspruchung 
des Naturhaushalts keine Überraschung. Jede 
Warenfertigung bedingt einen Verbrauch von 
Rohstoffen, von Energie, von Luft, Wasser 
usw., also „freien Gütern“, deren Erschöpfung 
teilweise bereits für das kommende Jahrhun-
dert kalkuliert werden kann.
Dieser Wettbewerb um die Steigerung des 
Bruttosozialproduktes kann an subjektiven 
(psychologischen) wie objektiven (soziologi-
schen) Faktoren gemessen werden. Die sub-
jektive Seite ist die Zunahme des Leistungs-
drucks auf den einzelnen, der sich im Zuge 
der Rationalisierung des Industriebereichs 
immer weiter verstärkt. Auch die Entfrem-
dungserscheinungen bei Arbeitern der unteren 
Lohngruppen, hervorgerufen durch die Zer-
gliederung der Produktion in repetitive Teil-
arbeiten, sind hier zu erwähnen2). Die Ganz-
heitsstruktur der handwerklichen Werkstück-
produktion zerfällt durch die technisch-maschi-
nelle Arbeitsteilung in viele stückhafte, oft 
monotone und sinnentleerte Arbeitsfragmente. 
Der Arbeiter am Fließband wird fast selbst zu 
einem Maschinenteil und allen gestalterischen 
Arbeitsimpulsen entfremdet. Er empfindet sich 
eingespannt in ein unüberschaubares, anony-
mes technisch-organisatorisches „System", was

3) Helmut Schelsky, Industrie- und Betriebsso-
ziologie, in: A. Gehlen, H. Schelsky, Sozjslogia, 
1955’, S. 163 f.
4 NZZ v. 24. 6. 1974.
5) D. Meadows, a. a. O., S. 26.

2 Vgl. bes. Joachim Israel, Der Begriff Entfremdung, 
Reinbek 1972.

zu der sozialen Heimatlosigkeit des Menschen 
in den modernen Arbeitsformen führt3). Diese 
soziale Schadensseite des Industrialisierungs-
prozesses gehört nach Johan Galtung, dem 
Leiter des Internationalen Friedensforschungs-
instituts in Oslo, ganz zu Unrecht heute nicht 
zur eigentlichen Umweltproblematik'. Er stellte 
jüngst die These auf, ein Problem werde nur 
dann als Krise definiert, wenn es innerhalb 
eines Systems lösbar erscheint. Was innerhalb 
eines Systems unlösbar erscheint, werde ver-
drängt. Nach Galtung ist das Hauptproblem 
unserer Gesellschaft die „Verschmutzung des 
Menschen". Diese bestehe vor allem darin, 
daß etwa 90 Prozent der Menschheit zu 
einer eintönigen Arbeit verdammt sei. Weil 
die Probleme ungerechter Arbeitsteilung so-
wohl im kapitalistischen wie auch im soziali-
stischen System nicht zu bewältigen seien, 
würden sie verdrängt. Demgegenüber halte 
man die Umweltverschmutzung für ein akzep-
tables Problem, weil für deren Bewältigung 
geeignete Techniken vorhanden sind 4).
Von den objektiven Faktoren steht zunächst 
die rapide Bevölkerungsvermehrung im Vor-
dergrund. Um 1650, also vor Beginn des tech-
nischen Zeitalters, gab es etwa eine halbe 
M
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illiarde Menschen auf der Welt; die Wachs-
tumsrate betrug damals etwa 0,3 Prozent jähr-
lich. Dies entspricht einer Verdoppelungszeit 
von etwa 250 Jahren. 1970 betrug die Welt-
bevölkerung etwa 3,6 Milliarden bei einer 
Wachstumsrate von 2,1 Prozent und einer Ver-
doppelungszeit von 33 Jahren ).
Diese Bevölkerungsvermehrung ist sowohl 
Ursache als auch Folge des Industrialisierungs-
prozesses. Als Ursache wirkt sie vor allem 
heute in den Entwicklungsländern, die durch 
das vom Fortschritt der Medizin bewirkte Ab-
sinken der Sterberate gezwungen werden, 
mehr Arbeitsplätze zu schaffen und die Pro-
duktivität der Landwirtschaft zu erhöhen. Als 
Folge der Industrialisierung tritt sie überall 
dort auf, wo verbesserte Lebensbedingungen 
geschaffen werden und auch dort, wo staatliche 
und industrielle Interessen durch aktive Be-
völkerungspolitik für ein breites Arbeits-
kräftereservoir sorgen. Unabhängig vom Hin-
tergrund dieses Wachstums gilt jedenfalls, 
daß die zunehmende Besiedlung der Erde das 
ökologische Gleichgewicht verändert. Der 
Zwang zur Produktion von immer mehr Nah-
rungsmitteln drängt die natürliche Fauna und 
Flora ständig weiter zurück, führt zu Boden-



erosion, Zerstörung von Waldgürteln und 
Raubbau am Fischbestand der Meere. Es ist 
also allein schon die Zunahme der auf der 
Erde lebenden Menschen, die neue und immer 
relativ schlechtere Umweltbedingungen her-
vorruft. Hinzu kommt aber regelmäßig ein 
qualitativer Faktor: Die Bevölkerung verteilt 
sich nicht gleichmäßig, sondern konzentriert 
sich in immer größer werdenden Städten und 
industriellen Ballungszentren. Alles das, was 
man heute in den Begriff der Umweltschädi-
gung faßt, potenziert sich hier in einem le-
bensgefährlichen Ausmaß, angefangen vom 
enthumanisierten Städtebau bis zu Seuchen-, 
Krankheits- und Explosionsgefahren, die schon 
durch kleine technische Pannen verursacht 
werden können. Selbststeuerungsvorgänge 
der Natur wie Luft- und Wasserreinigung, 
aber auch tierische und pflanzliche Kreislauf-
prozesse, sind hier vielfach schon ausgeschal-
tet und teils schlecht, teils gar nicht ersetzt 
durch technische Vorkehrungen.
Niemand stellt die Funktionsgerechtigkeit der 
technischen Einrichtungen in Frage — jeden-
falls, wenn als Zweck die wirtschaftliche Effi-
zienz gemessen wird. Es ist unter wirtschaft-
lichen Gesichtspunkten zweckmäßig, die Be-
völkerung um die Produktionszentren herum 
anzusiedeln, für Schutzmaßnahmen jeweils nur 
ein Minimum an Investitionskapital einzuset-
zen und die Transportwege auch auf Kosten 
von Natur und Landschaft auszubauen. Wie 
aber gelingt es den Industriegesellschaften, 
die sich hier alle gleich verhalten, den wirt-
schaftlichen Zielen jeweils letztlich den Vor-
rang zu geben? Berühmt geworden ist die 
Analyse Max Webers in seiner Abhandlung 
„Protestantische Ethik und der Geist des Ka-
pitalismus", in der er die Entstehung der 
Gesinnung des Erwerbs um des Erwerbs wil-
len auf die Verlagerung religiös-asketischer 
Ansprüche in die alltägliche Berufsarbeit („in-
nerweltliche Askese") zurückführt6). Aber 
diese Sichtweise gibt doch ein einseitiges Bild. 
Das nach Erwerb strebende Wirtschaftssub-
jekt ist in allen Gesellschaftsformen nur eine 
von vielen Rollen des Menschen. Muße, Liebe, 
Glaube und viele andere Ziele konkurrieren 
mit wirtschaftlichen Zielen, so daß der Nach-
weis ihrer Existenz wenig über das reale 
menschliche Sozialverhalten aussagt.
Die moderne Soziologie erklärt dieses Verhal-
ten nicht mehr nach der „Mentalität" oder nach 
der Werthaltung des Handelnden, sondern 
nach den Erwartungen der sozialen Umwelt. 
Damit ist auf die jeweilige Sozialstruktur ver-

6) Vgl. Max Weber, Wirtschaft und Gesellschaft, 
Köln-Berlin 1964, S. 43 ff. 

wiesen und auf die Selektionsmechanismen, 
mit denen dort das Handeln in jeweils spe-
zifische Richtungen kanalisiert wird. Vermag 
die Gesellschaft Bereiche auszudifferenzieren, 
in denen nicht mehr die Vielzahl von Zielen 
miteinander konkurriert und aufeinander ab-
gestimmt werden muß, sondern einem Ziel 
jeweils die unbestrittene Priorität zukommt, 
so werden diese Bereiche relativ konfliktfrei 
ihre Funktionen erfüllen können. Die System-
theorie, wie sie von soziologischer Seite ins-
besondere von T. Parsons und N. Luhmann 
vertreten wird, sieht in der erfolgreichen Aus-
differenzierung solcher Subsysteme aus der 
Gesamtgesellschaft das Geheimnis der er-
staunlichen Effizienz, mit der die Industrie-
gesellschaften die verschiedensten Aufgaben 
bewältigen. Verfügt etwa eine traditionale 
Gesellschaft über kein ausdifferenziertes 
Rechtssystem, so werden Richter ihren Ent-
scheidungen auch außerrechtliche Ziele zu-
grunde legen, also etwa „korrupt" handeln, 
wenn sie sich einem Freund oder Familienmit-
glied verpflichtet fühlen. Im Rechtssystem der 
Industriegesellschaften gehören solche Ziel-
konflikte zu den ganz seltenen Ausnahmefäl-
len. Es bestehen hier im allgemeinen keine 
Zweifel, welche-Ziele in juristischen Berufen 
verwirklicht werden können und welche nicht. 
Ähnliches wäre über andere Subsysteme zu 
sagen. Im religiösen System sollen politische 
Ziele zurückstehen, im Wissenschaftssystem 
e
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rleiden familiäre Rücksichten starke Einbu-
ßen, im Straßenverkehr hat ein Flirt keinen 
Platz. Man kann nach Luhmann davon aus-
gehen, daß die Evolution menschlicher Gesell-
schaft durch zunehmende funktionale Differen-
zierung gekennzeichnet ist. Sie bewirkt höhere 
Selektivität, gibt aber in den jeweiligen Teil-
systemen vielfältigere Möglichkeiten der Auf-
gabenerfüllung und der Bedürfnisbefriedi-
gung ).
Im Zuge dieser gesellschaftlichen Evolution 
hat sich auch ein spezifisch wirtschaftliches 
Teilsystem herausgebildet. „Ausdifferenzie-
rung kann natürlich nicht heißen, daß die 
Wirtschaft aus der Gesellschaft ausschert, daß 
Kommunikation abgebrochen, daß Abhängig-
keiten aufgegeben werden. Es geht nicht um 
eine Sezession der Wirtschaft aus der Gesell-
schaft, sondern um eine Umstrukturierung der 
Interdependenzen, durch die erreicht wird, 
daß Funktionsbereiche nicht mehr in allen 
Einzelvollzügen, sondern nur noch über Sy-
stem/Umwelt-Beziehungen voneinander ab-

7) N. Luhmann, Soziologie als Theorie sozialer 
Systeme, in: ders., Soziologische Aufklärung, Köln 
und Opladen 1970, S. 113 ff. 



hängig sind.* 8) Ausdifferenzierung ermöglicht 
nicht Autarkie, aber einen hohen Grad von 
Autonomie, d. h. Selbststeuerung der Wirt-
schaft. „Vor allem mit Hilfe des Geldmecha-
nismus bildet die Wirtschaft eigene Werte, 
eigene Zwecke, Normen, Rationalitätskriterien 
und eigene Abstraktionsrichtungen aus, an 
denen sich die Verhaltensweisen in ihrem Be-
reich orientieren. Die Eigenständigkeit solcher 
Entscheidungsprämissen zeigt sich darin, daß 
sie nu
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r systemspezifische Geltung beanspru-
chen und daher nicht gesamtgesellchaftlich 
verantwortet zu werden brauchen.“ ) Hand-
lungen, die sonst weitläufige, gesamtgesell-
schaftliche Rücksichten nehmen müßten, kön-
nen so auf rein wirtschaftliche Funktionen 
spezialisiert werden: Politische, rechtliche, 
technische, moralische, gefühlsmäßige Bewer-
tungskriterien können ausgeblendet oder je-
denfalls in den Hintergrund gedrängt werden. 
Vielfach kommt ihnen nur noch Darstellungs-
wert nach außen für Entscheidungen zu, die 
ausschließlich wirtschaftliche Ziele verfolgen.
Damit erklärt sich das Zustandekommen und 
die Aufrechterhaltung wirtschaftlicher Ent-
scheidungen, auch wenn sie gesamtgesell-
schaftlich schwerwiegende Nachteile produzie-
ren. Die Gastarbeiterfrage wird in Europa und 
in den USA nahezu ausschließlich nach wirt-
schaftlichen Kriterien entschieden, der Ver-
braucher wird nur unter dem Gesichtspunkt 
größtmöglichen Warenumsatzes betrachtet, 
und all die Schäden, die heute als Umweltzer-
störung definiert werden, sind externe Kosten 
(social costs), die nicht in den betriebswirt-
schaftlichen Kalkulationen oder — in den 
Zentralverwaltungswirtschaften — im gesamt-
wirtschaftlichen Haushalt zu Buche schlagen. 
Es kommt, wie Luhmann bemerkt, in einer 

voll funktional differenzi
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erten Gesellschaft 
zur Außenstellung des Menschen ).

Es bleibt die Frage, wie es zum funktionalen 
Primat des wirtschaftlichen Teilsystems in der 
Gesamtgesellschaft kommt. Die Erklärungs-
versuche kommen hier aus ganz verschiedenen 
Richtungen. Die ältere naturrechtliche Theorie 
der Ökonomie sowie die materialistische 
Theorie versuchen, an den von der Wirtschaft 
befriedigten materiellen Grundbedürfnissen 
ihren gewissermaßen natürlichen Primat zu. 
begründen. In unserem Jahrhundert entstand 
die von W. F. Ogburn formulierte These 
eines notwendigen Entwicklungsrückstandes 
(cultural lag) politischer und kultureller Struk-
turen hinter der sich technisch und ökonomisch 
entwickelnden Gesellschaft. Danach ist es fast 
zwangsläufig, daß bei der Verwirklichung 
wirtschaftlicher Zielvorstellungen ethisch-poli-
tische Traditionen über Bord geworfen wer-
den. Derartige Aussagen bedürfen allerdings 
der Konkretisierung, wenn man den spezi-
fisch politökonomischen Gegebenheiten der 
unter ihrem wirtschaftlichen Primat leidenden 
Gesellschaften Rechnung tragen will.

Während die bisher beschriebenen Erschei-
nungen in allen Industriegesellschaften ohne 
Rücksicht auf ihre politische Herrschaftsform 
zu beobachten sind, bietet es sich an diesem 
Punkt an, zwischen Systemen mit privatkapi-
talistischer Wirtschaftsordnung einerseits und 
Zentralverwaltungswirtschaft andererseits zu 
unterscheiden. Dabei interessieren die konkre-
ten Bedingungen, unter denen es den wirt-
schaftlichen Entscheidungsträgern gelingt, ihre 
Ziele auf Kosten des ökologischen Gleichge-
wichts und damit letztlich auf Kosten der Ge-
samtgesellschaft durchzusetzen.

2. Umweltgefährdung in der Marktwirtschaft

Es ist das unbestrittene Prinzip der privatkapi-
talistischen Marktwirtschaft, jedes Wirtschafts-
subjekt nur nach seinen eigenen.individuellen 
Interessen handeln zu lassen. „Es ist ... ganz 
verfehlt, wenn man es als die eigentliche Auf-
gabe des Unternehmers bezeichnet, möglichst 
viel und möglichst billig zu produzieren. Sein 
wirkliches Motiv ist der Gewinn, und wenn er 
viel und billig produziert, so deshalb, weil dies 
— jedenfalls unter Konkurrenzverhältnis-
sen — das einzige Mittel ist, Gewinn zu er-

zielen. Das Geheimnis der Marktwirtschaft be-
steht ja gerade darin, daß sie das Eigeninter-
esse mit der tatsächlichen Erfüllung einer 
volkswirtschaf
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tlichen Funktion verknüpft. 
Diese Funktion mag man Bedarfsdeckung nen-
nen ..." ). Ist also schon die Bedarfsdeckung 
nur eine gesellschaftliche Funktion des kapi-
talistischen Wirtschaftshandelns, die quasi ne-
benbei entsteht, so sind andere gesellschaft-
liche Folgen zumindest ebensolche Zufallspro-
dukte.

8) N. Luhmann, Wirtschaft als soziales System, in: 
ders., Soziologische Aufklärung, S. 204 ff.
9) A. a. O., S. 210 f.

10) A. a. O., S. 229.
11) Erich Preiser, Nationalökonomie heute, Mün-
chen 1960, S. 45.



Die westliche Volkswirtschaftslehre ist sich in 
Abkehr vom liberalistischen Wirtschaftsden-
ken sehr bald darüber klar geworden, daß 
einige Faktoren, wie z. B. die Vollbeschäfti-
gung oder die gerechte Einkommensverteilung, 
nicht solchen Zufällen überlassen werden kön-
nen, insbesondere, da befriedigende Ergeb-
nisse hier keineswegs so sicher zu erwarten 
sind wie im Fall der durch die Marktwirtschaft 
ja äußerst effizient bewirkten Bedarfsdeckung. 
Durch „marktkonforme Wirtschaftspolitik'' 
greift der Staat zu Lenkungsmaßnahmen, die 
die verkehrswirtschaftliche Ordnung grund-
sätzlich unangetastet gelassen haben12 ). Ziel 
war und ist es also, das durch Marktverzer-
rungen und Machtkonzentrationen gestörte 
freie Spiel der Kräfte, also die Selbststeue-
rung der Wirtschaft, wieder herzustellen. Da-
durch lassen sich, wie die Wirtschaftsentwick-
lung der kapitalistischen Gesellschaften ge-
zeigt hat, sehr viele gesamtgesellschaftlich er-
wünschte (Neben-)Folgen des Wirtschaftshan-
delns sichern — ein Umstand, den Kritiker 
dieses Systems als „peinige

13
ndes Rätsel" emp-

finden ).  Die Frage ist nur, ob das auch für 
die Vermeidung von Umweltschäden gelten 
kann, denn hier spricht die bisherige Erfah-
rung dagegen.

12) Vgl. statt vieler: Andreas Paulsen, Allgemeine 
Volkswirtschaftslehre, Bd. 1, Berlin 1959, S. 41.
13) So z. B. Claus Offe, Krisen des Krisenmanage-
ments: Elemente einer politischen Krisentheorie, 
in: M. Jänicke (Hrsg.), Herrschaft und Krise, Op-
laden 1973, S. 198.
14) Karl-Heinrich Hansmeyer, Bert Rürup, Umwelt-
gefährdung und Gesellschaftssystem, in: Wirt-
schaftspolitische Chronik, 1973, S. 7—27 (11).

15) Gerhard Kade, Ökonomische und gesellschafts-
politische Aspekte des Umweltschutzes, in: M. Gla-
gow (Hrsg.), Umweltgefährdung und Gesellschafts-
system, München 1972, S. 124—141 (131).
16) Vgl. Volker Ronge, Umwelt im kapitalistischen 
System, in: M. Glagow, a. a. O., S. 97—123 (109).
17) Vgl. die von Claus Offe vertretene Theorie 
der Disparität von Lebensbereichen in: Gisela 
Kress/Dieter Senghaas, Politikwissenschaft, Frank-
furt 1972, S. 154 ff.

In Gesellschaftssystemen mit privater Verfü-
gungsmacht über die Produktionsmittel be-
steht eine immanente Tendenz zur Umwelt-
gefährdung, „weil in marktwirtschaftlichen, 
dezentral gesteuerten Systemen sowohl das 
Motivationsproblem, der Antrieb zum wirt-
schaftlichen Handeln, als auch das Allokation
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s-
problem, die Kombination der Faktoren, simul-
tan über den .ökonomischen Hebel' Indivi-
dualeinkommen gelöst werden" ).  Bei einer 
mikroökonomischen Strategie der Kapital-
akkumulation und der Gewinnmaximierung 
verhält sich jede Wirtschaftseinheit system-
gerecht, wenn sie alle Möglichkeiten der 
Kostensenkung nutzt, also auch Produktions-
kosten auslagert und freie Umweltgüter exten-
siv abbaut bzw. belastet. „Die Umwelt wurde 
im Prozeß der Industrialisierung mehr und 
mehr zum Abfallkübel privatkapitalistischer 
Akkumulation. Immer weniger galt sie als 
Umwelt aller Menschen, immer mehr wurden 
gesellschaftliche Kosten der privatwirtschaft-

lieh organisierten Industrieproduktion zu in-
dividuellen Gewinnbeiträgen umgeleitet." 15 ) 
Betreffen diese Gesichtspunkte n
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och überwie-
gend die (möglichst kostensparenden) Herstel-
lungsverfahren, $o kommt hinzu, daß die kapi-
talistische Produktionsweise regelmäßig zu 
Überproduktion führt und damit zu Vergeu-
dung von Rohstoffen und Energie sowie zu 
enormen Abfallmengen ).
Es kann nach diesen Analysen, über deren 
wesentliche Aussagen zwischen der modernen 
Volkswirtschaftslehre und der politischen 
Ökonomie weitgehende Einigkeit herrscht, 
kein Zweifel daran bestehen, daß im Hinblick 
auf die Schonung unserer natürlichen Res-
sourcen einzelwirtschaftliche und gesamtge-
sellschaftliche Rationalität divergieren. Aber 
dies ist eine häufige Konstellation, die sich 
durch die Mobilmachung von Gegenkräften, 
insbesondere eine starke Gewerkschaftsbewe-
gung, meist hat ausgleichen lassen. Die ge-
samtgesellschaftliche Rationalität, deren Ziele 
etwa mit „Lebensqualität", Vorsorge für künf-
tige Generationen, weltweiter Interessenaus-
gleich zu umschreiben wären, ist aber in den 
westlichen Industriegesellschaften zu schwach 
organisiert. Das politische System in den kapi-
talistischen Gesellschaften hat sich, worauf 
Offe sehr deutlich hingewiesen hat17 ), dort 
als weitgehend unfähig zur Durchsetzung ge-
samtgesellschaftlicher Ziele erwiesen, wo die 
betroffene Bevölkerung keine Systemrisiken 
(Streiks, Unruhen, Revolutionen) erzeugen 
kann, sei es, weil sie sich aus physischen 
Gründen nicht artikulieren kann (Kinder, Alte, 
Kranke, spätere Generationen), oder sei es, 
weil die Benachteiligung nicht genügend wahr-
genommen wird und sozial und räumlich 
schwer lokalisierbar ist. Dies letztere trifft im 
allgemeinen für Umweltschäden zu, so daß 
sich bisher keine ausreichend starken Inter-
essengruppen gebildet haben. Die Aktionen 
beschränken sich auf vereinzelte Bürgerinitia-
tiven, deren Wirkung gering und allenfalls 
kurzzeitig ist. Blockademaßnahmen, wie sie 
von Fischern in Japan oder auch jetzt von den 
Bauern von Wyhl oder Markeisheim vorge-
nommen wurden, sind untypisch, weil sich nor-
malerweise weder Schädiger noch Geschädigte 
deutlich identifizieren lassen.



Audi vom Bürger als Konsument ist die Ver-
folgung der genannten Ziele des Umweltschut-
zes nicht zu erwarten. Ist er schon bei der 
Wahrnehmung seiner eigenen Interessen, wie 
Preis und Gebrauchsqualität der Ware, auf-
grund einer wissenschaftlich erarbeiteten Ver-
kaufsmethodik sowie einer vielfach manipu-
lativ wirkenden Werbung weitgehend hilflos, 
so fehlt ihm gar jedes Mittel, die Umweltquali-
tät der Ware zu prüfen und zu beeinflussen.
Es bedarf also an dieser Stelle gar keiner Aus-
einandersetzung mit den Theorien, die den 
Staat schlechthin als Verwaltungsausschuß 
der Eigentümer der Produktionsmittel ansehen 

oder als den „ideellen Gesamtkapitalisten“ 18 ) 
oder die — weniger weitgehend — die vie-
len Einflußmöglichkeiten der Wirtschaft auf 
die politische Willensbildung nadiweisen. Im 
Bereich der Umweltzerstörung begründet si
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ch 
der Primat der Wirtschaft über die Politik al-
lein schon daraus, daß die Wirtschaft in einem 
zentralen Bereich, nämlich in ihrem „Organi-
sationsprinzip" ),  infrage gestellt ist und ihre 
Interessen und Ziele unter Einsatz aller ihr 
zur Verfügung stehenden Mittel zur Geltung 
bringt, während das politische System auf die 
Artikulation von Umweltinteressen in keiner 
Weise vorbereitet ist.

3. Umweltgefährdung in der Zentral Verwaltungs Wirtschaft

Dem ökonomischen Modell der sozialistischen 
Länder Osteuropas entsprechend dürften dort 
keine Umweltgefahren aus individuellem Ge-
wi
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nnstreben und Verselbständigung der Wirt-
schaft gegenüber der Politik auftreten. „Wirt-
schaften nach einem idealen Zentralplan dürften 
keine spezifischen Umweltprobleme mit sich 
bringen." ) Die Ansicht, daß im Sozialismus 
das Umweltproblem durch eine gesellschaft-
lich-politische Entscheidung gelöst werden 
kann, wird daher häufig vertreten. Wenn 
— durch das Ausmaß der Gefahr oder die 
Prioritäten der Gesellschaft — d
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iese Entschei-
dung erforderlich werde, könne sie getroffen 
und exekutiert werden. Im Kapitalismus da-
gegen könne man sich zwar des Problems und 
den Gefahren bewußt werden, es gebe dann 
aber keine Entscheidungsstruktur, mit der das 
Problem gelöst werden könnte ).

Die Parallelität der Umweltschäden in den 
westlichen und östlichen Industrienationen 22 ) 
zwingt jedoch zu dem Schluß, daß das prinzi-
piell größere Möglichkeitsspektrum der so-
zialistischen Zentralverwaltung in der Realität 
der osteuropäischen Volkswirtschaften einge-
engt sein muß. Will man die Existenz der 
Schäden nicht als eine Art Betriebsunfall an-
sehen, so muß man folgern, daß die Zahl der 

Faktoren, die Eingang in die Wirtschaftspla-
nungen finden, keine wesentlich andere ist als 
in marktwirtschaftlichen Systemen. Und dies 
ist in der Tat ein Ansatz zur Kritik, wie sie 
in jüngster Zeit auch innerhalb der sozialisti-
schen Bewegung vorgetragen wird. Mit der 
Abschaffung des Privateigentums an den wich-
tigsten Produktionsmitteln ist nicht der Ka-
pitalismus als Produktionsweise abgeschafft. 
Aus der gerechteren Verteilung der Gewinne 
folgt noch keine Aufhebung des Widerspruchs 
zwischen Gebrauchswert und Tauschwert, 
keine Aufgabe des aus der industriellen Re-
volution übernommenen Akkumulationsmo-
dells23). „Die sozialistische Gesellschaft ist 
eine Übergangsgesellschaft, aber in einem 
ganz präzisen Sinn des Wortes: eine Gesell-
schaftsform, in der die kapitalistische Produk-
tionsweise, vermischt mit neuen E
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lementen, 
fortbesteht und einen entscheidenden Druck 
auf die politische Sphäre, die Beziehungen 
zwischen den Menschen und das Verhältnis 
zwischen Regierenden und Regierten aus-
übt." ) Für den Bereich der Umweltschäden 
zeigt sich diese Ausblendung übergreifender 
Ziele aus dem Wirtschaftshandeln sowohl in 
der betrieblichen Interessenkonstellation als 
auch bei der Planerstellung in der Zentralver-
waltung.

18) Vgl. Claus Offe, Stukturprobleme des kapitali-
stischen Staates, Frankfurt 19722, S. 65 ff.
19) Vgl. Jürgen Habermas, Legitimationsprobleme 
im Spätkapitalismus, Frankfurt 1973, S. 61 ff.
20) Hansmeyer/Rürup, a. a. O., S. 13.
21) Ronge, a. a. O., S. 111.

22) Vgl. Marshall J. Goldman, The Spoils of Pro-
gress. Environmental Pollution in the Soviet Union, 
Cambridge, Mass. 1972; ders., Umweltzerstörung 
und Umweltvergiftung in der Sowjetunion, in: M. 
Glagow (Hrsg.), Umweltgefährdung und Gesell-
schaftssystem, a. a. O„ S. 73—94.

23) Vgl. Hans Magnus Enzensberger, Zur Kritik der 
politischen Ökologie, in: Kursbuch 33 (1973), 
S. 1—42 (25); Rossana Rossanda, Die sozialistischen 
Länder: Ein Dilemma der westeuropäischen Lin-
ken, in: Kursbuch 30 (1972), S. 1—34 (25 ff.).
24) Rossana Rossanda, a. a. O., S. 30.

In den sozialistischen Marktwirtschaften, wie 
Jugoslawien und Ungarn, verfügen viele Be-
triebe (Genossenschaften) über Autonomie, in 
deren Gefolge sich auch „Unternehmerinter-
essen" einstellen. Da die Steigerung des Un-



temehmensgewinns als Ziel unternehme-
rischen Handelns anerkannt ist, kollidieren 
hier wie in den westlichen Marktwirtschaften 
die Interessen des Staates und im Falle der 
Umweltgefahren die der ganzen Gesellschaft 
häufig mit denen der Unternehmung25 ). Aber 
auch in der UdSSR haben die Betriebe ein 
Eigeninteresse an möglichst hohen Produk-
tionsziffern. Sie werden hier über Prämien zur 
Erfüllung oder Übererfüllung des ihnen auf-
erlegten Plansolls angehalten und wehren sich 
gegen Umweltschutzmaßnahmen, die Investi-
tionen vom Produktionssektor abziehen oder 
eine Unterbrechung des Produktionsprozesses 
notwendig machen. Entscheidend für die Prä-
mierung sind allein solche Plankennziffern, 
die die Input- und Outputseite der Produktion 
ohne Berücksichtigung von Sozialkosten be-
treffen. Weder bei Entscheidungen des Betrie-
bes über Art und Menge der erzeugten Pro-
dukte noch bei der Wahl der Produktionsver-
fahren kann Umweltgesichtspunkten ausrei-
chend Rechnung getragen werden 26).  Die theo-
retisch gegebene Möglichkeit, daß jeder staats-
eigene 
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Betrieb in seine Preiskalkulationen 
automatisch auch die Kosten einbezieht, die 
der Allgemeinheit durch seine Aktivität er-
wachsen, ist in der Praxis noch nicht realisiert. 
Da nicht nur Luft und Wasser, sondern auch 
die Gewinnung von Bodenschätzen unentgelt-
lich sind, kann es sogar zu gewissen Formen 
der Umweltzerstörung kommen, die sich in 
einer kapitalistischen Gesellschaft vermeiden 
lassen ). Die Rohstoffvorkommen werden re-
lativ extensiv ausgebeutet, um beim Anstei-
gen der Durchschnittskosten alsbald zu neuen 
Lagerstätten überzugehen. Diese Praxis hat 
allerdings neuerdings dazu geführt, für Gru-
ben und Schürfstellen Pachtgebühren zu er-
heben28 ). Auch wenn gelegentlich Geldbußen 

25) Vgl. Gyula Bora, Planwirtschaft als Vorausset-
zung einer wirksamen Umweltpolitik, in: Umwelt-
politik in Europa, München 1973, S. 245—255 
(246 f.).
26) Hans-Hermann Höhmann, Gertraud Seiden-
stecher, Thomas Vajna, Umweltschutz und ökono-
misches System in Osteuropa, Stuttgart 1973, S. 38;
vgl. a. Hellmuth Stefan Seidenfuss, Umweltschutz,
politisches System und wirtschaftliche Macht, in:
Macht und ökonomisches Gesetz, Schriften des Ver-
eins für Socialpolitik, N. F. Bd. 74/11, Berlin 1973, 
S. 816.
27) Vgl. Goldmann, Umweltzerstörung und Umwelt-
vergiftung in der Sowjetunion, a. a. O., S. 89 f.
28) A. a. O., S. 88.

verhängt werden, um die Betriebe zur Ver-
hinderung schädlicher Emissionen zu veran-
lassen, bestimmen rein bet
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riebswirtschaftliche 
Kalkulationen das weitere Vorgehen: Sind die 
Bußen niedriger als die zur Beseitigung der 
Schadensquellen notwendigen Investitionen, 
so bleibt es in der Regel beim umweltschädi-
genden Produktionsverfahren ).

Bei der Aufstellung der Wirtschaftspläne ha-
ben bei dem auch in sozialistischen Ländern 
bestehenden Gegensatz zwischen den Inter-
essen der Wirtschaftsfunktionäre aller Ebenen 
an Wachstums- bzw. Prämienmaximierung auf 
der einen Seite und übergreifenden Gesichts-
punkten des Gemeinwohls auf der anderen 
Seite die erstere
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n bis heute die Oberhand be-

halten ). Eine offene Diskussion der Umwelt-
bedrohung durfte lange Zeit nicht stattfinden 
und kann auch heute noch nicht so weit gehen, 
Verursachungszusammenhänge aufzuweisen, 
die den Kern des sozio-ökonomischen Systems 
betreffen. Eine Organisierung von Umwelt-
interessen ist erschwert. Allerdings greift die 
sozialistische Presse jetzt immer häufiger ein-
zelne Schadensfälle auf und ermöglicht es so, 
daß die negativen Auswirkungen des lange 
verherrlichten wirtschaftlichen Fortschritts 
breiteren Bevölkerungsschichten bewußt wer-
den. Insgesamt gilt aber, daß eine politische 
Diskussion über die Wachstumsziele und die 
Teilnahme am internationalen Wettbewerb 
noch kaum begonnen hat. Die Frage wird viel-
mehr rein administrativ („technokratisch") und 
unter einem niedrigen Stellenwert innerhalb 
der Wirtschaftsverwaltung behandelt, was 
daraus deutlich wird, daß sie z. B. in der 
UdSSR erst auf nachgeordneten Ebenen der 
Planungshierarchie zur Realisierung konkreter 
Umweltschutzprojekte führt31 ). Die ungari-
schen mittel- und langfristigen Wirtschafts-
pläne sollen künftig auch Aufgaben des Um-
we
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ltschutzes mit einbeziehen. Aber: „... na-
türlich werden nur die den ungarischen Indu-
strieansprüchen genügenden Methoden ein-
geführt" ).

29) Höhmann/Seidenstecher/Vajna, a. a. O., S. 39, 
56; Bora, a. a. O., S. 247.
30) Rossana Rossanda, a. a. O., S. 26; Höhmann/ 
Seidenstecher/Vajna, S. 27 ff.
31) Höhmann/Seidenstecher/Vajna, S. 31.
’32) Bora, a. a. O., S. 249.



4. Ausdifferenzierung der Wirtschaft und Schadensverhütung

Folgt man der vorstehend angedeuteten These, 
daß wesentliche Ursache der Umweltzerstö-
rung die Ausdifferenzierung und Autonomie 
des Teilsystems Wirtschaft ist und daß dieses 
System der Gesamtgesellschaft und insbeson-
dere dem politischen Teilsystem Ziele zu set-
zen vermochte, so hat das Konsequenzen für 
Maßnahmen der Schadensverhütung. Dann ist 
nämlich zu überdenken,
a) ob man es der Wirtschaft selbst überlassen 

will, künftige Umweltschädigungen zu ver-
hindern, oder

b) ob man den Weg gehen will, die Wirtschaft 
durch Einwirkungen „von außen", also 
insbesondere vom politischen System her, 
zur Schadensverhütung zu zwingen, oder

c) ob man die Autonomie des Wirtschafts-
systems selbst antasten will.

zu a): Dieser Weg mutet auf den ersten Blick 
geradezu paradox an, nachdem die Eigenent-
wicklung des Wirtschaftssystems gerade zur 
Hauptursache der Umweltprobleme erhoben 
worden ist. Aber die Wirtschaft bekommt zu-
nehmend selbst die nachteiligen Folgen der 
Umweltzerstörung zu spüren. Es wird z. B. 
schwierig, in den großen Industrieballungsge-
bieten die immer knapper werdenden Fach-
arbeiter zu finden. So erbrachte eine Umfrage 
des Siedlungsverbandes Ruhrkohlenbezirk aus 
dem Jahre 1966, daß rund 30°/0 der wegzie-
henden Arbeiter als Motiv ihrer Abwanderung 
aus dem Ruhrgebiet bessere Umgebungsver-
hältnisse wie saubere Luft und Erholungsmög-
lichkeiten in Wohnnähe angaben33 ). Die Ver-
sorgung mit brauchbarem Wasser, das für 
viele Industriezweige Trinkwasserqualität 
haben muß, stellt die industriellen Unterneh-
men vor Probleme der Vorreinigung. Staub-
teilchen der Luft gefährden hochempfindliche 
Apparaturen und verringern deren Lebens-
dauer. Abgase führen zu Korrosionsschäden, 
Lärm vermindert die Konzentrationsfähigkeit 
des Arbeiters. Die Umweltkrise wird also von 
einem bestimmten Zeitpunkt an unmittelbar 
produktionsrelevant.

34) Vgl. Martin Gellen, Das Entstehen eines ökolo-
gisch-industriellen Komplexes, in: M. Glagow, 
a. a. O., S. 207.
35) Zürcher Trend, Verlag Transterra GmbH, 12. 3. 
1971, zit. bei G. Kade, Ökonomische und gesell-
schaftspolitische Aspekte des Umweltschutzes, in: 
Glagow, a. a. Ö., S. 138.

Wenn die Aussage der Systemtheorie aber 
richtig ist, daß Ausdifferenzierung und Selbst-
steuerung die Zahl der Handlungsmöglichkei-
ten und damit die Effizienz zur Erreichung von 
Systemzielen erhöht, so spricht viel dafür, die 
Verhinderung von produktionsrelevanten Um-

33) Helmut Zschocke, Ungelöstes Problem der Um-
weltgestaltung in Westdeutschland, in: M. Glagow, 
a. a. O„ S. 148.

weltschäden im Wirtschaftssystem selbst be-
sorgen zu lassen. Dies ist auch eine Tendenz, 
die sich in den westlichen Industriestaaten 
schon deutlich abzeichnet. Umweltschutz gilt 
an der Wallstreet als eine der heißesten 
Wachstumsindustrien der siebziger Jahre. Im 
Umweltschutzgeschäft sind seit 1969 Kursge-
winne von oft mehr als 50% zu verzeichnen34 ). 
Um der Rohstoffverknappung Herr zu werden, 
gründen die Handelskammern in der Bundes-
republik Deutschland Abfallbörsen. Und auch 
die ideologische Stütze ist schon erarbeitet:
„Weitblickende Unternehmer erkennen im 
Umweltschutz eine große Bewährungsprobe 
für die Wirtschaft. Hierzu schrieb mir dieser 
Tage ein internationaler Manager: ,Je besser 
die Wirtschaft die Probleme meistert, desto 
besser wird auch das Image der Marktwirt-
schaft in den Augen der breiten Öffentlichkeit, 
damit auch das viel gelästerte Image des Un-
ternehmers.' Der Hintergrund für diese Auf-
fassung:
Schon heute geht die soziale Verantwortung 
des Unternehmers weiter und tiefer als das 
übliche betriebliche Sozialwesen; sie steht an 
der Grenze der gesellschaftlichen Verantwor-
tung, wurde zur klaren Management-Aufgabe 
moderner Unternehmensführung. Der Einsatz 
in Fragen des Umweltschutzes, der Infra- und 
Sozialstrukturen, entspricht der Rollen-Erwar-
tung, die die Öffen
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tlichkeit heute vom Unter-

nehmertum hat." )
Man wird auch noch eine Reihe von staat-
lichen Maßnahmen, wie Abschreibungsmög-
lichkeiten für Umweltschutz-Investitionen oder 
die Erhebung von Emissionsabgaben („effluent 
fees"), in diese erste Gruppe einzuordnen 
haben, die die Bewältigung der Umweltgefah-
ren in die Hände der Wirtschaft selbst legt. 
Denn diese Anreize sollen nur die unterneh-
merische Entscheidung erleichtern, diese aber 
nicht ersetzen. So wird z. B. damit gerechnet, 
daß einzelne Betriebe aus kalkulatorischen 
Gründen lieber die Abgaben zahlen als Schutz-
vorkehrungen zu treffen.
Das Risiko, ein gesamtgesellschaftliches Pro-
blem durch ein Teilsystem bewältigen zu las-
sen, ist zweifellos groß. Man hat da nur an 



den ja weitgehend realen Fall zu denken, daß 
die Energieversorgung eines Landes allein in 
die Hände eines oder weniger internationaler 
Konzerne geraten ist. Aber die Effizienz solcher 
Aufgabendelegation ist ein Faktor, der gerade 
angesichts der Umweltbedrohung schwer ins 
Gewicht fällt. Man wird, wenn die Wirtschaft 
das Problem in die Hand nimmt, jedenfalls 
sehr genau zu prüfen haben, welche Ziele aus-
geblendet sind und welche Gefahren mög-
licherweise sogar noch potenziert werden.
zu b): Der Weg, die Wirtschaft vom politischen 
System her zur Schadensverhütung zu zwin-
gen, ist sozusagen der klassische Weg des 
bürgerlichen Staates: Jedermann hat solange 
Freiheit, bis er das Gemeinwohl schädigt. Das 
Gemeinwohl wird vom Staat gewahrt und zur 
Durchsetzung gebracht. Dementsprechend liegt 
hier der Schwerpunkt der Umweltschutzmaß-
nahmen. Die Errichtung und der Betrieb von 
Produktionsanlagen ist nur unter Einhaltung 
behördlich festgelegter Verfahrensstandards 
möglich. Die Genehmigung wird erteilt, wenn 
die erforderlichen technischen Vorkehrungen 
zur Vermeidung von Umweltbeeinträchtigun-
gen getroffen worden sind. An bestimmte Pro-
dukte werden strenge Qualitätsanforderungen 
gestellt. Bußen, Freiheitsstrafen, Betriebsstill-
legungen dienen der Durchsetzung der poli-
tisch gesetzten Ziele. Aber es ist sehr die 
Frage, ob man mit diesen Maßnahmen viel 
mehr erreichen wird als das, woran die Wirt-
schaft ohnehin Interesse hat. Bisherige Kon-
trollversuche über die Wirtschaft, wie sie 
in der Bundesrepublik Deutschland etwa in 
Form des Bundeskartellamtes oder' des Bun-
desaufsichtsamtes über das Kreditwesen un-
ternommen wurden, haben sich, wie gerade 
jüngste Fälle deutlich gemacht haben, als nicht 
allzu wirkungsvoll erwiesen. Es ist zunächst 
schon ein reines Informationsproblem, die vie-
len zur Einschränkung von Umweltgefahren 
notwendigen Daten „von außen" in Erfahrung 
zu bringen. Die Kommunikation zwischen Teil-
systemen der Gesellschaft unterliegt immer 
Filterungsprozessen — und natürlich beson-
ders dann, wenn durch die Weitergabe von 
Informationen die eigenen Handlungsmöglich-
keiten eingeschränkt werden könnten. Es ist 
ganz undenkbar, daß politische Kontrollorgane 
über die Umweltrisiken, die neue Produktions-
verfahren oder neue Produkte mit sich brin-
gen, immer rechtzeitig unterrichtet werden.
Hinzu kommt, daß die Wirtschaft auf ihrem 
seit langem eingespielten Instrumentarium 
politische Maßnahmen abblocken wird, die 
ihren Interessen zuwiderlaufen. Die kapital-
orientierten Verbände besitzen in der Bundes-
republik Deutschland ein dichtes Organisa-

tions- und Kommunikationsnetz. Die ge-
schätzte Zahl
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 hauptamtlicher Mitarbeiter 

schwankt zwischen 30 000 und 120 000 ). In 
den Industrie- und Handelskammern besitzen 
die Unternehmer Organisationen, mit deren 
Hilfe sie unter dem Deckmantel sachverstän-
diger Beratung, die zum gesetzlichen Aufga-
benbereich der Kammern gehört, die unter-
nehmerischen Auffassungen den Behörden be-
sonders gut nahebringen können ). Die Ab-
hängigkeit der Kommunen vom Gewerbe-
steueraufkommen zwingt jeden Bürgermeister, 
zuallererst die Interessen „seiner" Industrie 
zu erkennen und zu fördern38 ). Die wesent-
lichsten Argumente der breiten Literatur, die 
Einflußwege der Wirtschaft auf die Politik 
nachweist39 ), gehen in folgende Richtungen:

36) Norbert Koubek u. a., Wirtschaftliche Konzen-
tration und gesellschaftliche Machtverteilung in der 
Bundesrepublik Deutschland, in: Aus Politik und 
Zeitgeschichte, B 28/72, S. 16.
37) Hermann Adam, Pluralismus oder Herrschaft des 
Kapitals?, in: Aus Politik und Zeitgeschichte, 
B 14/74, S. 37.
38) Thomas Ellwein, Regierung und Verwaltung, 
1. Teil: Regierung als politische Führung, Stuttgart 
1970, S. 30.
39) Vgl. statt vieler John Kenneth Galbraith, An-
drew Shonfield, Geplanter Kapitalismus, Köln 1968; 
Jörg Huffschmied, Die Politik des Kapitals, Frank-
furt 1969; Joachim Hirsch, Zur politischen Ökono-
mie des politischen Systems, in: Kress/Senghaas 
(Hrsg.), Politikwissenschaft, Frankfurt 1972.
40) Claus Offe, Strukturprobleme des kapitalisti-
schen Staates, Frankfurt 19732, S. 66 f.
41) Vgl. Eckard Rehbinder, Hans-Gerwin Burgba-
cher, Rolf Knieper, Bürgerklage im Umweltrecht,
Berlin 1972, S. 21 ff.

— Einzelne Kapitalblöcke oder Industriegrup-
pen haben institutionalisierte Einflußchan-
cen auf Gesetzgebung und Verwaltung, die 
die Möglichkeit geben, Entscheidungen in 
ihrem Sinne zu beeinflussen.

— Durch die Drohung mit „Investitions-
streiks" oder Verlagerung der Produktion 
ins Ausland besteht ein ständig latenter 
„indirekter Einfluß", der den Staat zwingt, 
immer in Antizipation solcher Möglichkei-
ten zu handeln.

— Ein großer Teil der politischen Meinungs-
bildung vollzieht sich unter der direkten 
Kontrolle kapitalistisch organisierter Mas-
senmedien.

— Schließlich kann auf die personelle Beset-
zung wichtiger Staatsämter direkt oder in-
direkt Einfluß genommen werden40 ).

Die Wirtschaft war bislang mit diesen Einfluß-
mitteln im Unterlaufen der ja schon seit lan-
gem bestehenden Gesetze zum Schutze der 
Umwelt so erfolgreich41 ), daß von den neuer-
dings verschärften staatlichen Regelungen in 



der Praxis wohl auch nicht allzu viel zu er-
warten ist. Eine volle Befolgung der nor-
mierten Standards ist nur dort vorauszusehen, 
wo die Betriebe ein Eigeninteresse an der Ver-
besserung der Umweltqualität haben. Dies 
scheint insbesondere auf dem Gebiet der Was-
seneinhaltung der Fall zu sein42 ). Die eigent-
lich dem politischen System zugedachte Funk-
tion, Ziele zu verfolgen, die in den gesell-
schaftlichen Teilsystemen nicht ausreichend er-
füllt werden, stößt im Bereich der Umwelt-
politik — jedenfalls nach bisherigen Erfahrun-
gen — auf schwer überwindbare Hindernisse. 
Etwas anderes gilt nur, wenn entstehende Ko-
sten und Gewinnverminderungen voll vom 
Staat übernommen werden43 ). Damit ist aller-
dings schon der im nächsten Abschnitt anzu-
sprechende Problembereich berührt.

44) Vgl. Klaus Schmid, Diskussionsbeitrag, in: Auf-
gabe Zukunft — Qualität des Lebens, Bd. 4, Frank-
furt 1973, S. 155.
45) Vgl. Phillip J. Blumberg, Corporate Respon-
sibility in a Changing Society, Boston 1972; The 
Greening of the Board Room: Reflections on Cor-
porate Responsibility, in: 10 Columbia Journal of 
Law and Social Problems (1973) 15—46.

zu c): Die Autonomie des Wirtschaftssystems 
wäre am radikalsten eingeschränkt durch Ver-
staatlichung der Privatindustrie im Westen 
bzw. Abbau dezentralisierter Entscheidungs-
strukturen und betrieblicher Prämiensysteme 
im Osten. Ohne Zweifel würde dadurch das 
politische System wieder in die Lage versetzt, 
bisher ausgeblendete Ziele in das Wirt-
schaftshandeln einzubringen. Werte wie die 
auch immer definierte „Lebensqualität“ oder 
die Erhaltung natürlicher Ressourcen für spä-
tere Generationen könnten erste Priorität er-
halten. Zu Unrecht wird eingewandt, westliche 
Staatsunternehmen verhielten sich gegenwär-
tig im Wirtschaftsverkehr ebenso umwelt-
schädigend wie Privatunternehmen. Zunächst 
wäre diese immer wieder gehörte Behauptung 
zu überprüfen. Vor allem aber ist zu beden-
ken, daß isolierte staatliche Inseln in einem 
nach kapitalistischen Gesetzen funktionieren-
dem System zu weitgehender Anpassung ge-
zwungen sind. Wenn dagegen ganze Industrie-
zweige unter unmittelbar staatliche Führung 
gestellt werden, dürften ’ ihre Entscheidungen 
politischen Zielen gegenüber offener sein. Das 
öffentliche Transport- und Kommunikations-
wesen in der Bundesrepublik scheint dafür 
ausreichend Beweise herzugeben. Gleichwohl 
gibt es nur wenige Vertreter einer solchen 
Roßkur der Umweltkrise, da ein ausdifferen-
ziertes Wirtschaftssystem andere Ziele, wie 
etwa Bedarfsdeckung, jedenfalls am effek-
tivsten zu erfüllen scheint. Sieht man sich die 
Argumente der Gegner von Vergesellschaf-
tungsplänen aber genauer an, so richten sie 
sich nur gegen eine Verschmelzung des wirt-

42) Vgl. Manfred Glagow, Zur staatlichen Regulie-
rung von Umweltschäden, in: M. Glagow (Hrsg.) 
a. a. O., S. 193—206.
43) Vgl. J. Clarence Davies, The Politics of Pollu-
tion, Indianapolis 1970, S. 92 ff. 

schaftlichen mit dem politischen System, was 
wohl daher rührt, daß dieses nirgendwo unter 
irgendwelchen Gesichtspunkten optimale 
Strukturen hervorgebracht hat. Man müßte in 
der Tat nach allen bisherigen Erfahrungen da-
mit rechnen, daß sich Mängel des politischen 
Systems, wie Verwaltungsaufblähung, Bil-
dung einer Funktionärskaste, Korruption usw., 
auch auf den Produktionsbereich äusdehnen 
würden. Damit wäre niemandem geholfen. 
Aber es gibt Entwicklungen, die zeigen, daß 
die Wirtschaft auch auf andere Weise wieder 
in die Gesellschaft zurückgeholt werden kann. 
Vorrangig sind hier die Mitbestimmungsmo-
delle zu nennen, mit denen eine Teilnahme der 
Arbeitnehmer und ihrer Organisationen an 
Produktionsplanung und Betriebsleitung er-
reicht werden' soll. Sicher ist, daß auf diese 
Weise mehr Ziele in die betrieblichen Ent-
scheidungen eingehen werden. Eine aus-
schließliche Orientierung am Ziel der Gewinn-
maximierung wird dann nicht mehr möglich 
sein. Allerdings ist die Zurückhaltung der Ge-
werkschaften in Fragen des Umweltschutzes 
auffällig, und es ist sicher nicht zufällig, daß 
ein Vorstandsmitglied der IG Metall auf einer 
Tagung zu Fragen der „Lebensqualität" eine 
gewerkschaftliche Mitwirkung gerade bei Pro-
duktionseinschränkungen und Produktionsver-
boten fordert44 ). Die Arbeitnehmerinteressen 
sind oft zwangsläufig auf die Fortführung 
innweltschädigender Produktion gerichtet, um 
Arbeitsplätze zu erhalten. Verbraucherinteres-
sen sind durch Mitbestimmungsmodelle jeden-
falls nicht ausreichend repräsentiert.
Gesellschaftliche Zielvorstellungen lassen sich 
aber auch über den Besitz von Aktien in die 
Unternehmen einbringen45 ). Hierfür gibt es 
insbesondere in den USA eine Reihe von 
höchst bemerkenswerten Beispielen. Gruppen 
von Kleinaktionären, hinter denen oft Inter-
essenverbände oder auch Universitäten ste-
hen, erzwingen Tagesordnungspunkte für die 
Hauptversammlung und damit die Möglich-
keit, ihre Standpunkte schon in der Einladung 
zur Hauptversammlung einer breiten Öffent-
lichkeit von Aktienbesitzern darzulegen. Oft 
sind es politische Ziele: bei Dow Chemical 
ging es gegen die Napalm-Produktion, bei 
Polaroid gegen die Geschäftsbeziehungen mit 
Südafrika, bei Gulf Oil gegen die Olförderung 
in Angola. Die Hauptzielrichtung derartiger



Aktionen dürften aber heute die Problembe-
reiche Verbraucherschutz und Umweltschutz 
sein. Hier ist insbesondere „Campaign GM", 
eine Aktion bei General Motors, zu einiger 
Berühmtheit gelangt. Die Rechtsprechung zur 
Frage, ob derartige Tagesordnungsanträge zu-
lässig sind, ist noch nicht einheitlich46 ). Die 
Unternehmensleitungen sehen sich aber be-
reits vielfach gezwungen, sogenannte „Com-
mittees for Corporate Responsibility" einzu-
setzen und, wie im Falle von General Motors, 

46) Vgl. 57 Minnesota L. Rev. (1972) 385—395.

47) Vgl. Höhmann/Seidenstecher/Vajna, a. a. O., 
S. 119.
48) In Holland ist allerdings ein Anfang gemacht 
mit einer Ersatzkasse für Schäden aus Luftver-
schmutzung, die anderweitig nicht ausgeglichen 
werden können; vgl. Art, 64 des holländischen Ge-
setzes gegen Luftverschmutzung.
49) Vgl. Höhmann/Seidenstecher/Vajna, a. a. O., 
S. 122 ff.
50) Vgl. Eckard Rehbinder, Hans-Gerwin Burg-
bacher, Rolf Knieper, Bürgerklage im Umweltrecht,
Berlin 1972.

Social Responsibility Reports herauszubrin-
gen. Spezielle Umweltschutzabteilungen sind 
keine Seltenheit mehr. Offen ist einstweilen 
natürlich, inwi
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eweit hier über den Selbstdar-
stellungseffekt hinaus die Unternehmensent-
scheidungen wirksam beeinflußt werden. Pa-
rallelen sind auch in Zentralverwaltungswirt-
schaften zu finden. So sind z. B. in verschie-
denen Betrieben der DDR sozialistische Ar-
beitsgemeinschaften für Umweltschutz gegrün-
det worden ).

5. Ersatzleistung aus Umweltschäden — ein offenes Forschungsproblem

Das Recht hat, wie vorstehend angedeutet, 
auf die Ausdifferenzierung des Wirtschafts-
systems aus der Gesellschaft in ganz verschie-
dener Weise reagiert, wenn es um Fragen der 
Schadensverhütung ging. Sicherlich ist auch 
im Grundsätzlichen dabei noch vieles unge-
klärt, insbesondere die Frage, auf welchem der 
drei beschriebenen Wege der Schwerpunkt 
der Maßnahmen anzusiedeln ist. Dazu be-
dürfte es einer genauen Evaluierung des bis 
jetzt eingesetzten Instrumentariums — eine 
Aufgabe, die nur in Zusammenarbeit zwischen 
Rechts- und Sozialwissenschaftlern lösbar er-
scheint. Aber die Gesetzgeber haben auf einer 
breiten Skala von Strafrecht, öffentlichem 
Recht, Steuerrecht bis zum Versicherungsrecht 
eine Flexibilität an den Tag gelegt, der, das 
läßt sich auch ohne genaue Folgenanalyse 
schon sagen, Erfolge nicht versagt geblieben 
sind. Das gleiche gilt nicht für das Ersatzrecht. 
Drei Lösungsmöglichkeiten des Ausgleichs 
von Umweltschäden sind bis jetzt erdacht wor-
den: Individualklage, Verbandsklage und Um-
weltschadenskasse. Eine deutliche Parallele 
zu den drei genannten Wegen der Schadens-
verhütung fällt ins Auge: Bei der Individual-
klage des Geschädigten wird der Umweltkon-
flikt dem „freien Spiel der Kräfte" überlas-
sen — das liberale Wettbewerbsmodell, das 
darauf baut, daß Konflikte, wenn man sie sich 
selber überläßt, am ehesten zu einem Aus-
gleich kommen. Bei der Verbandsklage steht 
die staatliche Einwirkung im Vordergrund, 
denn dieser prozessuale Weg steht und fällt 
mit der gerichtlichen Entscheidung darüber, ob 
der klagenden Personenmehrheit Aktivlegiti-
mation zuerkannt werden kann. Im Fall des 
Bestehens einer Umweltschadenskasse ist den 
Konfliktparteien jede Autonomie über den 
Streit aus der Hand genommen, die Schadens-
abwicklung ist vollständig verstaatlicht.

Das Prinzip der Umweltschadenskasse ist es, 
die von den Schädigern erhobenen Emissions-
abgaben in einem Fonds zu sammeln, aus dem 
Ansprüche aus Umweltschäden dann indivi-
duell abgegolten werden. Bei einer solchen 
Schadensabwicklung entfallen zivilprozessuale 
Probleme, insbesondere erübrigt sich aber die 
oft schwierige oder unmögliche Feststellung 
des Verursachers. Das Modell ist zwar ver-
schiedentlich vorgeschlagen, aber noch in kei-
ner Rechtsordnung verwirklicht worden48 ). 
Wo Emissionsabgaben erhoben werden, wie 
z. B. in der DDR49 ), werden sie für Umwelt-
schutzeinrichtungen aufgewandt oder fließen 
in die Staatskasse. Eine sozialwissenschaft-
liche Erörterung fehlt bisher ganz. Sie hätte 
sich insbesondere mit einem Vergleich der Zu-
gangsbarrieren zu einem solchen Fonds einer-
seits und zu den Zivilgerichten andererseits 
zu beschäftigen. Obwohl es immer wieder Bei-
spiele dafür gibt, daß auch staatliche Leistun-
gen nicht in Anspruch genommen werden (z. B. 
der in der Bundesrepublik Deutschland anläß-
lich der Olverteuerung gewährte Heizungs-
kostenzuschuß), dürften die Barrieren erheb-
lich niedriger sein, als der Weg zum Zivil-
richter.

Verbandsklagen sind in ausländischen Rechts-
ordnungen, wie USA, Frankreich, Schweiz, 
zur Erzwingung staatlicher Umweltschutzmaß-
nahmen weitgehend anerkannt50). Zur Gel-
tendmachung von Ersatzansprüchen sind bis-



her jedoch lediglich in den USA in den For-
men der dass actions wirksame Instrumente 
entwickelt worden, um die Ausgleichsforde-
rungen einer Vielzahl von Betroffenen ge-
meinsam geltend zu machen. Auch auf diesem 
Gebiet steht jedoch noch eine sozialwissen-
schaftliche Analyse aus, die der Frage nach-
geht, in welchen sozialen Situationen derar-
tige gemeinschaftlic
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he Aktionen überhaupt 
zustande kommen können. Denn einige spek-
takuläre Klagen in den USA und die Erfolge 
des amerikanischen Verbraucheranwalts Ralph 
Nader dürfen nicht darüber hinwegtäuschen, 
daß in aller Regel Umweltbeeinträchtigte zu 
den großen „schweigend leidenden" Gruppen 
gehören, in denen normalerweise keine Ten-
denz besteht, sich aktiv für die Verbesserung 
der äußeren Lebensumstände und für gemein-
same Interessen einzusetzen ). Die Haupt-
geschädigten, die nach Ausbildung und Ein-
kommen unterprivilegierten Bewohner von 
Industrieregionen, kennen ohnehin keine an-
deren Lebensbedingungen und nehmen Um-
weltschäden, wie viele Umfragen ergeben ha-
ben, auch in erheblich geringerem Umfang 
wahr.

Schadensersatzforderungen sind mangels 
wirksamer anderer Wege daher nur auf dem 
Zivilrechtsweg durchsetzbar — eine Prozeß-
form, die in keiner Weise auf solche Streitig-
keiten eingerichtet ist. Es fehlt in allen Rechts-
ordnungen an ausreichender Rechtsberatung 
und materieller Hilfe für Minderbemittelte, die 
regelmäßig am meisten unter Umweltschäden 
zu leiden haben. Sie haben ohnehin schon 
kaum Zugang zum Recht, sind aber dann in 
vollkommen aussichtsloser Position, wenn es 
sich beim Gegner um ein Industrieunterneh-
men handelt. Es gibt im Umweltschadenspro-
zeß regelmäßig besondere Beweisschwierig-
keiten. Die Prozeßkosten sind überdurch-
schnittlich hoch, da die Verfahren meist über 
mehrere Instanzen laufen und Gutachter hin-
zugezogen werden müssen. Soweit ein Ver-

51) Vgl. M. Olson, Die Logik des kollektiven Han-
delns. Kollektivgüter und die Theorie der Gruppen, 
Tübingen 1968; vgl. zu den Bürgerinitiativen im ge-
samtgesellschaftlichen Kontext auch Claus Offe, 
Strukturprobleme des kapitalistischen Staats, 
Frankfurt 1973, S. 123 ff. und 153 ff. 

schuldensnachweis zu erbringen ist, liegen 
regelmäßig alle zur Einschätzung erforder-
lichen Tatsachen außerhalb der Informations-
möglichkeiten des Geschädigten, da es sich 
beim Emittenten typischerweise nicht um Ein-
zelpersonen, sondern um komplexe Organisa-
tionen handelt. Von besonderer Bedeutung ist 
auch die Einstellung der Richter zum Umwelt-
schaden, denn ihnen steht gerade in diesen 
Prozessen ein besonders weiter Entscheidungs-
spielraum zur Verfügung. Vorherrschend 
dürfte heute noch die Auffassung sein, daß 
jeder in Ballungsgebieten von Emissionen 
Betroffene zugleich die sich für die Gesamt-
gesellschaft und für ihn selbst ergebenden 
Vorteile dieser Gebiete umfassend nutzt, so 
daß ihm in bestimmtem Umfang Beeinträch-
tigungen zugemutet werden können und müs-
sen52 ). Eine Meinungsänderung könnte sich 
aber hier anbahnen, wenn empirische Daten 
über besondere Schadenskonzentrationen und 
über ungleiche Auswirkungen auf verschie-
dene Bevölkerungsgruppen vorliegen.

52) Vgl. Höhmann/Seidenstecher/Vajna, S. 107 f.
53) Eine Forschungsgruppe am Max-Planck-Institut 
für ausländisches und internationales Privatrecht, 
Hamburg, hat mit einem derartigen Arbeitsvor-
haben begonnen.

Für die auf diesem Gebiet zu leistende rechts-
politische Arbeit fehlt es noch an einer Grund-
voraussetzung allen juristischen Denkens: an 
der Kenntnis der typischen Formen des zu 
regelnden sozialen Geschehens. Es gibt nicht 
den Umweltschaden, sondern nur eine Viel-
zahl von sehr unterschiedlichen typischen 
Schadenssituationen. Explosionsschäden ha-
ben w
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enig gemeinsam mit dem Fischesterben 
im Rhein, Smogschäden wenig mit dem Ver-
lust an Erholungsmöglichkeiten in der bebau-
ten Landschaft. Was zunächst zu leisten sein 
wird, ist die Bestimmung geeigneter Indika-
toren, mit deren Hilfe die Wirklichkeit struk-
turiert und so konkret wie möglich erfaßt wer-
den kann. Es sollte dann daran gegangen wer-
den, die Schadenssituationen, die durch Zivil-
prozesse zum Ausgleich geführt werden kön-
nen, herauszuarbeiten und das materielle wie 
das Verfahrensrecht darauf einzurichten. Für 
einen großen Teil typischer Umweltschäden 
wird aber wohl nach anderen Schadensaus-
gleichsformen zu suchen sein ).  *



Warnfried Dettling: Die CDU nach Mannheim. Wandel und Kontinuität

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 30/75, S. 3—19

Die Parteitag in Mannheim vom 23. bis 25. Juni 1975 steht für Wandel und Kontinuität 
in der Geschichte der CDU: Nach Mannheim ist die CDU eine neue, aber keine andere 
Partei als zuvor. Die CDU hat sich in den vergangenen Jahren konsolidiert (steigende 
Zahl der Mitglieder, Verjüngung der Partei und Veränderung ihrer sozialen Struktur); 
sie hat die Zeit der Opposition als Chance zur fälligen Erneuerung genutzt. Auf die Her-
ausforderungen der Zeit (Grenzen des Pluralismus, Grenzen des Marktes, Grenzen der 
Industriegesellschaft) hat sie — nicht zuletzt in der Mannheimer Erklärung — neue Ant-
worten gegeben. Vor allem bei der Neuen Sozialen Frage und im Verhältnis Staat — 
Gruppen — Individuum schafft eine unverstellte Analyse der gesellschaftlichen Verände-
rungen die Voraussetzung für eine neue, zukunftsweisende Politik. Die CDU ist dabei, 
sich zu erneuern, ohne ihre Kontinuität und Identität zu verlieren.

Konrad Zweigert/Volkmar Gessner: Der Umweltschaden. Soziologischer Hinter-
grund und Wege zu Schadensverhütung und Ersatzleistung

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 30/75, S. 20—31

Die Umweltgefährdung in den Industriegesellschaften ist weder durch Technisierung noch 
durch Bevölkerungsvermehrung ausreichend erklärt. Der hier vertretene Ansatz sucht die 
Ursache auch nicht in der kapitalistischen Produktionsweise, da dann die Parallelerschei-
nungen in den sozialistischen Gesellschaften nicht faßbar wären. Demgegenüber bietet 
die soziologische Systemtheorie einen geeigneten Bezugsrahmen. Das Auftreten von Um-
weltschäden läßt sich hiernach auf die Ausdifferenzierung des Wirtschaftssystems aus der 
Gesamtgesellschaft zurückführen. Die Wirtschaft ist im Verlauf der gesellschaftlichen Ent-
wicklung relativ autonom geworden. Sie steuert sich selbst mit der Folge, daß Entschei-
dungen nur noch systemspezifische Geltung beanspruchen und nicht mehr gesamtgesell-
schaftlich verantwortet zu werden brauchen. Auf diese Weise wird einerseits die unbe-
zweifelbare Effizienz der Wirtschaft ermöglicht, andererseits werden Ziele wie die Erhal-
tung der natürlichen Umweltbedingungen auf gefährliche Weise ausgeblendet. Diese 
ambivalente Situation stellt die Rechtspolitik vor die Aufgabe, auf differenzierte Weise 
die Wirtschaft wieder in die Gesellschaft zurückzuholen. Es ist jeweils zu überdenken, 
ob man es der Wirtschaft selbst überlassen will, künftige Umweltschädigungen zu ver-
hindern, ob man den Weg gehen will, die Wirtschaft durch Einwirkung „von außen", also 
insbesondere vom politischen System her zur Schadensverhütung zu zwingen, oder ob 
man die Autonomie des Wirtschaftssystems selbst antasten will. Alle drei Wege werden 
diskutiert. Es ist Aufgabe von Juristen und Sozialwissenschaftlern, durch interdisziplinäre 
Arbeit die jeweils adäquatesten Wege auszuwählen.
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